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1. Instanz

Aktenzeichen S 9 KG 58/97
Datum 15.03.1999

2. Instanz

Aktenzeichen L 14 KG 30/99
Datum 15.02.2001

3. Instanz

Datum -

I. Die Berufung gegen das Urteil des Sozialgerichts NÃ¼rnberg vom 15. MÃ¤rz 1999
wird â�� soweit es das Kindergeld fÃ¼r Y â�¦ und J.C â�¦ betrifft â�� mit der
MaÃ�gabe zurÃ¼ckgewiesen, dass die Klage gegen den Bescheid der Beklagten
vom 25. Januar 1995 in der Fassung des Widerspruchsbescheides vom 17. MÃ¤rz
1995 wegen UnzulÃ¤ssigkeit abzuweisen ist.
II. Die Berufung betreffend das Kindergeld fÃ¼r Sh â�¦ fÃ¼r die Zeit bis 31. Oktober
1993 wird zurÃ¼ckgewiesen.
III. Im Ã�brigen wird das angefochtene Urteil â�� soweit Ã¼ber das Kindergeld fÃ¼r
Sh â�¦ ab 1. November 1993 und Ã¼ber die auÃ�ergerichtlichen Kosten
entschieden worden ist â�� aufgehoben und der Rechtsstreit zur erneuten
Verhandlung und Entscheidung an das Sozialgericht NÃ¼rnberg zurÃ¼ckverwiesen.
IV. Die Entscheidung Ã¼ber die auÃ�ergerichtlichen Kosten bleibt der
Endentscheidung vorbehalten.
V. Die Revision wird nicht zugelassen.

Tatbestand:

Streitig zwischen den Beteiligten sind AnsprÃ¼che auf Kindergeld fÃ¼r drei Kinder
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in bestimmten ZeitrÃ¤umen zwischen den Jahren 1970 und 2001.

Der am â�¦1929 geborene KlÃ¤ger, ein spanischer StaatsangehÃ¶riger, war â�� mit
Unterbrechungen â�� von 1957 bis 1973 in Spanien (51 Monate Pflichtversicherung
bis 1968 und weitere 10 Monate bis 1972/73) und von 1964 bis 1970 in der
Bundesrepublik Deutschland (15 Monate Beitragszeiten, 5 Monate Ausfallzeiten)
beschÃ¤ftigt. Der spanische VersicherungstrÃ¤ger (INSS Valencia) setzte den
"Beginn der InvaliditÃ¤t" mit " April 1970" fest (Schreiben vom 27.09.1975 an die
Landesversicherungsanstalt Rheinprovinz in DÃ¼sseldorf â�� LVA -).

Die LVA gewÃ¤hrte unter BerÃ¼cksichtigung des Abkommens zwischen der
Bundesrepublik Deutschland und dem Spanischen Staat Ã¼ber Soziale Sicherheit
vom 04.12.1973 in der Fassung des ErgÃ¤nzungsabkommens vom 17.12.1975,
BGBl.1977 II, 687 und 722 (im Folgenden nurmehr als "Abkommen" zitiert) mit
Bescheid vom 13.07.1976 Rente wegen ErwerbsunfÃ¤higkeit ab 01.06.1973 (Antrag
vom 04.06.1973, Versicherungsfall vom 20.03.1970) mit zwei KinderzuschÃ¼ssen
fÃ¼r die ehelichen Kinder Y â�¦, geb. am â�¦1966, und J.C â�¦, geb. am â�¦1967
(Rente zum 01.06.1973: 19,30 DM zuzÃ¼glich zwei KinderzuschÃ¼sse zu jeweils
21,20 DM = 71,40 DM. Rente zum 01.07.1976: 29,40 DM zuzÃ¼glich zwei
KinderzuschÃ¼sse zu jeweils 32,70 DM = 109,30 DM).

Der INSS Valencia teilte der LVA im Juli 1979 mit, dass in Spanien ein
Rentenanspruch des KlÃ¤gers ab 04.05.1979 bestehe.

Der Kinderzuschuss zur deutschen Rente fÃ¼r Y â�¦ kam â�� mit Vollendung des
18. Lebensjahres, darÃ¼ber hinaus keine Ausbildung â�� mit Ablauf Juni 1984 in
Wegfall (Mitteilung der LVA an den KlÃ¤ger vom 12.04.1984), der Kinderzuschuss
fÃ¼r J.C â�¦ aus demselben Grund mit Ablauf August 1985 (Mitteilung der LVA vom
26.07.1985). Der KlÃ¤ger konnte damals nur eine mit dem 08.05.1984 datierte
Schulbescheinigung fÃ¼r Y â�¦ fÃ¼r die Zeit von 1970 bis 1980 und eine
Arbeitslosmeldung des Sohnes zum 24.07.1985 vorlegen und gab bereits seit 1983
auf FormblÃ¤ttern und formlosen Schreiben gegenÃ¼ber der LVA an, dass seine
Tochter die Ausbildung im Jahre 1980 abgebrochen habe und derzeit nicht arbeite,
im Ã�brigen beide Kinder nach Vollendung des 18. Lebensjahres sich nicht in Schul-
oder Berufsausbildung befÃ¤nden.

Im Juli 1983 zeigte er der LVA an, dass ein "neues Kind" namens Sh â�¦ am â�¦1983
geboren worden sei, und begehrte den Kinderzuschuss fÃ¼r "seine neue Tochter".
In der beigebrachten Familienstandsbescheinigung war Sh â�¦ mit "nieta"
(Enkelkind) angefÃ¼hrt, laut der weiterhin vom KlÃ¤ger vorgelegten
Geburtsurkunde erwies sie sich als Tochter der (nicht verheirateten) Y â�¦ Die LVA
lehnte die GewÃ¤hrung des Kinderzuschusses fÃ¼r Sh â�¦ ab, weil eine Leistung
fÃ¼r Enkelkinder nach dem Abkommen nicht vorgesehen sei (Bescheid vom
12.06.1985).

Nach Beitritt Spaniens zur EuropÃ¤ischen Gemeinschaft (EG) und nach Einschaltung
der Deutschen Botschaft im Jahre 1988 berechnete die LVA die
ErwerbsunfÃ¤higkeitsrente des KlÃ¤gers auf der Grundlage der Verordnung (EWG)
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Nr.1408/71 (im Folgenden als VO zitiert) mit Bescheid vom 16.03.1989 ab
01.01.1988 neu (vor dem 01.01.1988 war die Besitzstandsrente nach dem
Abkommen hÃ¶her), wobei sie nach wie vor 15 PflichtbeitrÃ¤ge aus der deutschen
Rentenversicherung und 53 Monate an spanischen Zeiten berÃ¼cksichtigte (Rente
1988 â�� nach Wegfall der KinderzuschÃ¼sse â�� 47,40 DM). AnlÃ¤Ã�lich dieses
Verfahrens wurde der LVA vom INSS die HÃ¶he der BezÃ¼ge einer (spanischen)
Rente zum 04.03.1986, 01.01.1987, 01.01.1988 und 01.01.1989 gemeldet
(Schreiben vom 06.02.1989).

Mit Bescheid vom 03.03.1994 gewÃ¤hrte die LVA dem KlÃ¤ger Regelaltersrente ab
01.04.1994 (149,02 DM monatlich; Versicherungsfall vom 16.03.1994) unter
BerÃ¼cksichtigung der vorausgehenden Rentenbezugszeit; die Entgeltpunkte fÃ¼r
Beitragszeiten wurden aus 15 Monaten deutschen Beitragszeiten und 63
auslÃ¤ndischen Monaten bestimmt.

Am 04.05.1994 stellte der KlÃ¤ger Ã¼ber die spanische Verbindungsstelle bei der
Beklagten Antrag (u.a. Formblatt E 401) auf Kindergeld fÃ¼r Y â�¦, J.C â�¦ und Sh
â�¦ (letztere als "nieta" bezeichnet) und gab an, die drei Kinder wohnten in seinem
Haushalt und befÃ¤nden sich nicht in Schul- oder Berufsausbildung.

Zu den Eltern von Sh â�¦, sofern sie nicht im Haushalt des KlÃ¤gers wohnen sollten,
ist trotz einer entsprechenden Frage im Antragsformular nichts ausgefÃ¼hrt. Die
Frage, ob der KlÃ¤ger eine oder mehrere Renten bezÃ¶ge, hat er mit "Caja de
Pensiones (DÃ¼sseldorf)" beantwortet, und die Frage nach dem Bezug von
Kinderzulage oder KinderzuschÃ¼ssen seit Beginn des Rentenbezugs aus der
deutschen Rentenversicherung und nach dem Bezug von spanischen Leistungen
fÃ¼r Kinder verneint. Ebenso sollen seine Ehegattin oder andere Personen keine
Leistungen fÃ¼r Kinder von Deutschland oder Spanien aus erhalten haben.

Mit streitgegenstÃ¤ndlichem Bescheid vom 25.01.1995 lehnte die Beklagte die
GewÃ¤hrung von Kindergeld ab, weil hierfÃ¼r gemÃ¤Ã� Art.77 Abs.2 Buchst.b Ziff.i
VO der spanische TrÃ¤ger zustÃ¤ndig sei. Die Zahlung eines Differenzbetrags
(gemeint: zwischen der niedrigeren spanischen Familienbeihilfe und dem hÃ¶heren
Kindergeld nach dem Bundeskindergeldgesetz a.F. â�� BKGG a.F.) im Rahmen von
Art.77 Abs.2 und Art.78 Abs.2 VO setze nach der Rechtsprechung des
EuropÃ¤ischen Gerichtshofs (EuGH) voraus, dass der Anspruch auf
Familienleistungen gegen den nachrangigen Mitgliedstaat allein aufgrund dessen
Rechtsvorschriften erworben worden sei. Da das Kindergeld fÃ¼r Rentner und
Waisen mit dem Rentenanspruch verknÃ¼pft sei, komme die GewÃ¤hrung von
UnterschiedsbetrÃ¤gen nur in Betracht, wenn der Anspruch auf eine der in Art.77
Abs.1 oder Art.78 Abs.1 VO genannten Renten aus der gesetzlichen
Rentenversicherung ausschlieÃ�lich aufgrund deutscher Versicherungszeiten
erworben worden sei; dies treffe vorliegend jedoch nicht zu.

FÃ¼r Y â�¦ und J.C â�¦ kÃ¤me eine Kindergeldzahlung ab "April 1994" in Betracht,
da in Spanien kein Anspruch auf Familienleistungen bei Ã�berschreiten der dortigen
Altersgrenze von 18 Jahren mehr bestehe; Nachweise fÃ¼r eine Schul- oder
Berufsausbildung der Kinder ab "Mai 1994" seien aber nicht vorgelegt worden.

                             3 / 24



 

Mit dem hiergegen erhobenen Widerspruch machte der KlÃ¤ger â�� vertreten durch
das Spanische Generalkonsulat in DÃ¼sseldorf â�� geltend, nach der
Rechtsprechung des EuGH seien Familienleistungen fÃ¼r Kinder von Rentnern
unabhÃ¤ngig vom Wohnort zu zahlen, ohne dass es auf die ZurÃ¼cklegung einer
bestimmten Versicherungszeit nach den Rechtsvorschriften des zustÃ¤ndigen
TrÃ¤gers ankomme.

Die Widerspruchsstelle der Beklagten wies den Rechtsbehelf mit
Widerspruchsbescheid vom 17.03.1995 zurÃ¼ck und bezog sich u.a. auf den
Beschluss Nr.158 der Verwaltungskommission der EuropÃ¤ischen Gemeinschaften
fÃ¼r die Soziale Sicherheit vom 26.06.1992 Ã¼ber die Voraussetzungen fÃ¼r die
Zahlung von DifferenzbetrÃ¤gen seitens des Nicht-Wohnsitzstaates.

Mit der hiergegen beim Sozialgericht erhobenen Klage begehrte der KlÃ¤ger
zunÃ¤chst pauschal Kindergeld fÃ¼r seine in Spanien lebenden Kinder. Die ihn
vertretene Spanische Botschaft prÃ¤zi- sierte â�� nachdem sie Ermittlungen zur
Berufsausbildung der Kinder angestellt und diesen Umstand, aber nicht die
konkreten Ergebnisse dem Sozialgericht mitgeteilt hatte â�� die Klage
dahingehend, dass der "Unterschiedsbetrag" nur fÃ¼r die im Haushalt des KlÃ¤gers
lebende "Tochter" Sh â�¦ auf den Antrag des KlÃ¤gers vom 04.05.1994 gefordert
werde.

Das Verfahren wurde bis zur Entscheidung des EuGH in der Streitsache C-59/95
Bastos Moriana und andere ruhend gestellt. In dem diesbezÃ¼glichen Urteil vom
27.02.1997 (SozR 3-6050 Art.77 Nr.4) entschied der EuGH, dass der in einem EG-
Staat lebende Bezieher von Renten aus zwei EG-Staaten (oder eine Waise)
gegenÃ¼ber dem TrÃ¤ger des Nicht-Wohnsitzstaates gem. Art.77 Abs.2 Buchst.b
Ziff.i (bzw. Art.78 Abs.2 Buchst.b Ziff.i) VO keinen Anspruch auf Familienleistungen
als Zusatzleistung (Differenzbetrag) habe, wenn der Wohnsitzstaat niedrigere
Familienleistungen gewÃ¤hre als sie im Recht des Nicht-Wohnsitzstaates
vorgesehen seien, falls â�� so die in der VO nicht ausdrÃ¼cklich normierte, durch
die frÃ¼here EuGH-Rechtsprechung formulierte Ausnahme â�� der Anspruch auf
Rente gegenÃ¼ber dem Nicht-Wohnsitzstaat nicht ausschlieÃ�lich aufgrund von
Versicherungszeiten in diesem Staat erworben worden sei.

Mit Schriftsatz vom 01.04.1997 teilte der BevollmÃ¤chtigte des KlÃ¤gers dem
Sozialgericht die Niederlegung des Mandats mit, weil der KlÃ¤ger trotz dieses EuGH-
Urteils den Prozess (selbst) weiterfÃ¼hren wolle. Der KlÃ¤ger persÃ¶nlich
kÃ¼ndigte an, dass er das EuGH-Urteil nicht akzeptiere, und begehrte zunÃ¤chst
"Kindergeld ab 01.01.1986", spÃ¤ter Kindergeld von "1970 (InvaliditÃ¤t vom
14.08.1970) bis 1984 fÃ¼r meine zwei Kinder" ("von Geburt bis zur Vollendung des
18. Lebensjahres") sowie fÃ¼r Sh â�¦ und noch spÃ¤ter wiederum pauschal
"Kindergeld ab 01.01.1986" bzw. Kindergeld fÃ¼r Sh â�¦ ab 01.01.1986. Er berief
sich darauf, dass er eine Rente wegen ErwerbsunfÃ¤higkeit aus Deutschland
beziehe, und (wie schon wiederholt im vorausgehenden Renten- und
Kindergeldverfahren) darauf, dass ihm auch eine Rente aus der deutschen
gesetzlichen Unfallversicherung wegen einer im Jahre 1969 in einem deutschen
Betrieb erlittenen Kopfverletzung zustehe, die zu bleibenden
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GesundheitsstÃ¶rungen (spÃ¤tere Krankschreibung in Spanien wegen
disrhytmischer MigrÃ¤ne und Neurose) und seiner ErwerbsunfÃ¤higkeit gefÃ¼hrt
habe.

WÃ¤hrend des Klageverfahrens behauptete der KlÃ¤ger gegenÃ¼ber der Beklagten
(Schreiben vom 19.07.1995), er habe Familienleistungen ab April 1994 fÃ¼r zwei
Kinder erhalten (offensichtliches Missverstehen des Inhalts des Bescheids vom
25.01.1995) und Sh â�¦ beziehe vom Spanischen Staat 3.000 Peseten; die Beklagte
habe die "Differenzleistung" zu erbringen. Zur BegrÃ¼ndung legte er die am 04.
und 05.05.1995 ausgestellten Bescheinigungen Ã¼ber eine Schulausbildung von Y
â�¦ bis 1980, von J.C â�¦ bis 1981 und von Sh â�¦ fÃ¼r das Schuljahr 1994/95 vor,
spÃ¤ter eine am 10.11.1998 von der Ã¶rtlichen Stadtverwaltung von Quart de
Poblet (Valencia) am 10.11.1998 ausgestellte Bescheinigung, dass unter "Santa
Cecilia Nr.9, Quart de Poblet/Valencia" der KlÃ¤ger, eine am 14.05.1933 geborene
P.R.H â�¦, weiblichen Geschlechts, und eine am 19.08.1983 geborene S.R.R â�¦,
weiblichen Gechlechts, wohnten (Y â�¦ und J.C â�¦ sind in dieser Bescheinigung
nicht angefÃ¼hrt).

Zu den Akten der Beklagten gelangte ferner ein formloses Schreiben des INSS vom
28.07.1999, dass der KlÃ¤ger aus der spanischen Versicherung eine Rente von
derzeit 67.050 Peseten beziehe, aber keine spanischen Familienleistungen; hierauf
bestehe kein Anspruch, weil der KlÃ¤ger nicht (sinngemÃ¤Ã�: als Arbeitnehmer in
Spanien) beschÃ¤ftigt sei und auÃ�erdem die Familienleistungen nicht beantragt
habe.

Das Sozialgericht ermittelte, dass dem KlÃ¤ger â�� auch nach seinen letzten
BemÃ¼hungen um eine Unfallrente â�� ein derartiger Anspruch aus der deutschen
gesetzlichen Unfallversicherung nicht zustehe (klageabweisendes Urteil des
Sozialgerichts Mainz vom 13.03.1997 â�� S 2 U 20/97 Mz; zurÃ¼ckweisendes Urteil
des Landessozialgerichts Nordrhein-Westfalen vom 23.07.1998 â�� L 3 U 153/97;
Verwerfung der Nichtzulassungsbeschwerde durch Beschluss des
Bundessozialgerichts vom 19.11.1998).

Mit Urteil vom 15.03.1999 wies das Sozialgericht die Klage ab, wobei es das
Begehren des KlÃ¤gers weitestgehend auslegte im Sinne einer auf Kindergeld fÃ¼r
Y â�¦ von 1970 bis Juni 1984, fÃ¼r J.C â�¦ von 1970 bis August 1985 und fÃ¼r Sh
â�¦ ab August 1983 fortlaufend gerichteten Klage. Das Sozialgericht hielt diese
Klage fÃ¼r zulÃ¤ssig, aber unbegrÃ¼ndet. Im Tatbestand (und in den
EntscheidungsgrÃ¼nden) fehlen Feststellungen, ob und fÃ¼r welche ZeitrÃ¤ume
der KlÃ¤ger eine Rente (wegen InvaliditÃ¤t oder Alters ?) aus der spanischen
Rentenversicherung bezieht; wiedergegeben ist insoweit lediglich eine Mitteilung
der LVA an die Beklagte vom 15.11.1994, dass der KlÃ¤ger Rente in Spanien ab
04.05.1979 laufend erhalte. Das Sozialgericht erwÃ¤hnte im Tatbestand ferner,
dass der KlÃ¤ger unter dem 14.08.1995 der Beklagten mitgeteilt habe, er
(Anmerkung: der KlÃ¤ger!) beziehe gegenwÃ¤rtig Leistungen in HÃ¶he von 3.000
Peseten in Spanien fÃ¼r Sh â�¦

In den EntscheidungsgrÃ¼nden vertrat das Sozialgericht die Auffassung, fÃ¼r Sh
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â�¦ bestehe im Zeitraum vor dem 01.01.1986 gemÃ¤Ã� des anzuwendenden Art.40
des Abkommens kein Kindergeldanspruch, weil Enkelkinder nicht zu dem
Personenkreis der begÃ¼nstigten AngehÃ¶rigen zÃ¤hle (Art.40 Abs.1 Nr.4 des
Abkommens). FÃ¼r Y â�¦ und J.C â�¦ habe die Beklagte bis 31.12.1985 kein
Kindergeld nach dem Abkommen zu leisten , weil der KlÃ¤ger fÃ¼r diese zwei
Kinder Kinderzuschuss zur Rente in HÃ¶he von 21,50 DM bezogen habe und das
Kindergeld als Unterschiedsbetrag zwischen den KindergeldsÃ¤tzen des
Abkommens (10,- DM fÃ¼r das erste Kind und 20,- DM fÃ¼r das zweite Kind)
gemÃ¤Ã� Â§ 8 Abs.2 Satz 2 BKGG a.F. nicht gezahlt werden kÃ¶nne. Ab Januar 1983
habe fÃ¼r Y â�¦ und J.C â�¦ kein Anspruch auf Kindergeld bestanden, weil sie ihre
Ausbildung bereits beendet hÃ¤tten. Auch fÃ¼r die Enkelin Sh â�¦ komme ein
Anspruch nicht in Betracht.

Das Sozialgericht kann mit seinen knappen AusfÃ¼hrungen nur gemeint haben:
dem KlÃ¤ger stehe nach Â§ 8 Abs.1 Nr.1 BKGG a.F. das Kindergeld nicht zu, weil er
KinderzuschÃ¼sse aus der gesetzlichen Rentenversicherung bezogen habe.
GemÃ¤Ã� Â§ 8 Abs.2 Satz 1 BKGG a.F. sei jedoch die Differenz zwischen den
niedrigeren KinderzuschÃ¼ssen fÃ¼r zwei Kinder von insgesamt 21,50 DM und dem
hÃ¶heren Gesamtkindergeld nach dem Abkommen von insgesamt 30,- DM, also
8,50 DM zu zahlen. Nach Â§ 8 Abs.2 Satz 2 BKGG a.F. aber wÃ¼rden
UnterschiedsbetrÃ¤ge unter 10,- DM nicht geleistet. (Bei seinen verkÃ¼rzten
AusfÃ¼hrungen hat das Sozialgericht Ã¼bersehen, dass dem KlÃ¤ger von 1970 bis
einschlieÃ�lich Mai 1973 keine Rente aus der gesetzlichen Rentenversicherung
zustand und er deswegen in dieser Zeit keine KinderzuschÃ¼sse zur Rente
beziehen konnte; fÃ¼r die Zeit ab 01.06.1973 haben die monatlichen
KinderzuschÃ¼sse 42,40 DM (zweimal 21,20 DM) und mehr betragen, sind also
nicht niedriger, sondern hÃ¶her als das abkommensrechtliche Kindergeld von 30,-
DM fÃ¼r zwei Kinder gewesen. Wegen fehlender Ausbildung hat nicht erst seit
Januar 1983, sondern seit 1980 fÃ¼r Y â�¦ und seit 1981 fÃ¼r J.C â�¦ kein
Kindergeldanspruch nach nationalem Recht bestanden. Auf den Tatbestand der
Arbeitslosigkeit beider Kinder, die unter bestimmten Voraussetzungen zu einem
Kindergeldanspruch fÃ¼hren kann, ist das Sozialgericht nicht eingegangen.)

Laut der anschlieÃ�enden UrteilsbegrÃ¼ndung des Sozialgerichts mÃ¼sse ein
Anspruch des KlÃ¤gers auf Kindergeld nach dem BKGG in Verbindung mit Art.77 VO
(gemeint wohl: Anspruch nur fÃ¼r Sh â�¦ fÃ¼r die Zeit ab 01.01.1986) geprÃ¼ft
werden. Nach wortlautgemÃ¤Ã�er Zitierung des Art.77 VO fÃ¼hrte das
Sozialgericht sofort aus: "Seine bisherige Rechtsanwendung konkretisierend und
klarstellend legt die Kammer ihre Rechtsauffassung auf der Grundlage des Urteils
des EuGH vom 07.05.1998 in der Rechtsssache C-113/96 nunmehr
zusammengefasst wie folgt dar: Art. 77 Abs.2 Buchst.b VO ist dahin auszulegen,
dass Ziff.ii dieser Vorschrift nicht anzuwenden ist, wenn ein Anspruch auf eine
Familienbeihilfe im Wohnsitzstaat, der aufgrund der dortigen nationalen
Rechtsvorschriften vorgesehen ist, also dem Grunde nach besteht oder bestand,
wegen Erreichung einer Altersgrenze oder wegen Ã�berschreitung einer
Einkommensgrenze weggefallen ist oder aus den vorbezeichneten GrÃ¼nden oder
aus anderen GrÃ¼nden von Anfang nicht verwirklicht werden kann oder konnte,
wÃ¤hrend in einem anderen Mitgliedstaat, dessen Rechtsvorschriften fÃ¼r den
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Versicherten ebenfalls gegolten haben, ein Anspruch auf Familienleistungen
vorgesehen ist, aber der Rentenanspruch gegenÃ¼ber diesem ehemaligen
BeschÃ¤ftigungsstaat nicht allein aufgrund dessen Rechtsvorschriften erworben
wurde.

Die auf den Bereich der Familienleistungen insgesamt Ã¼bertragbare
Rechtsprechung des EuGH in der Rechtssache C-113/96 hat zum Ergebnis, dass in
FÃ¤llen, in denen ein Waisenrentenanspruch nicht allein aufgrund nationaler
Vorschriften gegenÃ¼ber dem Nicht-Wohnsitzstaat besteht, (bei bestehendem
Waisenrentenanspruch im Wohnsitzstaat) Ã¼berhaupt keine Waisenrente â�� auch
kein Differenzbetrag â�� vom Nicht-Wohnsitzstaat zu zahlen ist, obwohl durch den
verstorbenen Wanderarbeitnehmer PflichtbeitrÃ¤ge zum
Rentenversicherungssystem des Nicht-Wohnsitzstaates geleistet wurden. Erst recht
muss dies fÃ¼r die steuerfinanzierten Familienleistungen gelten â�¦ Aus dem
Hinweis des EuGH in Rdnr.28 und den AusfÃ¼hrungen (Anmerkung des Senats: des
Vertreters der BRD) in Rdnr.31 schlieÃ�t die Kammer, dass Art.78 Abs.2 Buchst.b
Ziff.ii der Verordnung einerseits nicht anzuwenden ist, wenn das nationale Recht
des Wohnsitzstaats eine Leistung durch eine Altersgrenze einschrÃ¤nkt, und auch
nicht (so der EuGH ausdrÃ¼cklich), wenn sonstige Leistungen (z.B.
Ausbildungsbeihilfen) an die Stelle der Familienleistungen (der EuGH verwendet im
Rahmen des Art.78 der Verordnung den in dieser Vorschrift nicht enthaltenen
Begriff "Familienleistung") treten; andererseits â�� Ã¼ber die konkreten
BegrÃ¼ndungen des EuGH hinaus â�� aber auch dann nicht, wenn die im
Wohnsitzstaat dem Grunde nach vorgesehene Leistung wegen Ã�berschreitens
einer Einkommensgrenze nicht zu zahlen ist â�¦ Die in der Entscheidung des EuGH
(a.a.O.) zum Ausdruck kommende Rechtsauffassung baut auf dem Urteil des EuGH
vom 27.02.1997 in der Rechtssache C-59/95, Bastos Moriana u.a. auf, einer
Entscheidung, mit der der EuGH nach eigener Formulierung (vgl. Urteil vom
07.05.1998, Rdnr. 20) seine "Rechtsprechung zur Zusatzleistung prÃ¤zisiert", in
Wirklichkeit aber nach Auffassung der Kammer eine deutliche Neuausrichtung
seiner Rechtsprechung vorgenommen hat. Der EuGH hat â�¦ fÃ¼r die Auslegung
des Art.78 Abs.2 Buchst.b (und damit mittelbar fÃ¼r Art.77 Abs.2 Buchst.b) der
Verordnung jedoch â�� soweit die VergÃ¼nstigungen nicht allein nach dem Recht
eines Mitgliedstaats zustehen â�� das Tatbestandsmerkmal "Anspruch â�¦ besteht"
des Art.78 Abs.2 Buchst.b Ziff.i der Verordnung nach der Auffassung und dem
VerstÃ¤ndnis der Kammer neu ausgelegt und gerade nicht gleichgesetzt mit dem
tatsÃ¤chlichen Bezug von Leistungen im Wohnsitzstaat, sondern allgemein auf die
Leistungen verwiesen, die "grundsÃ¤tzlich nach dem Recht allein dieses
Mitgliedstaats gewÃ¤hrt" werden. Die im Wohnsitzstaat (dem Grunde nach) als
Anspruch vorgesehene Leistung kann somit auch im Einzelfall â�� z.B. wegen
Ã�berschreitens einer Altersgrenze, aber auch aus anderen GrÃ¼nden â��
tatsÃ¤chlich nicht (oder nicht mehr oder fÃ¼r bestimmte ZeitrÃ¤ume nicht)
realisiert sein â�¦ Dies fÃ¼hrt zu dem rechtlichen Ergebnis, dass bei Rentnern, die
nach den Rechtsvorschriften mehrerer Mitgliedstaaten Rente beziehen, generell
kein Anspruch auf Leistungen nach Art.78 und Art.77 der Verordnung gegenÃ¼ber
dem Nicht-Wohnsitzstaat besteht, wenn der Rechtsanspruch gegen den Nicht-
Mitgliedstaat (Anmerkung des Senats: gemeint ist damit der Nicht-Wohnsitzstaat)
nicht allein aufgrund dessen Rechtsvorschriften besteht".
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Mit dem Rechtsmittel der Berufung macht der KlÃ¤ger geltend, mit dem Urteil sei er
nicht einverstanden, soweit ihm von der deutschen Kasse nicht die
Familienbeihilfen auf der Grundlage des Beitritts Spaniens zur EWG ab 01.01.1986
gezahlt wÃ¼rden. Seit 01.01.1986 habe er kein Kindergeld erhalten. Dies gelte
auch fÃ¼r seine "Tochter" Sh â�¦

Die Beklagte ist der Auffassung, ein Anspruch des KlÃ¤gers auf Kindergeld fÃ¼r Y
â�¦ und J.C â�¦ sei nach Â§ 8 Abs.2 Satz 2 BKGG a.F. ausgeschlossen, und
Kindergeld fÃ¼r Sh â�¦ â�� dahingestellt sei, ob Tochter oder Enkelin des KlÃ¤gers
â�� kÃ¶nne gemÃ¤Ã� Art.40 Abs.1 Nr.2 Buchst.c des Abkommens deshalb nicht
zustehen, weil der KlÃ¤ger eine Rente aus der deutschen gesetzlichen
Rentenversicherung beziehe. FÃ¼r die Zeit ab 01.01.1986 stÃ¼nde dem KlÃ¤ger
kein Anspruch auf die Differenz zwischen spanischen Familienleistungen und dem
Kindergeld nach dem BKGG zu, weil der KlÃ¤ger fÃ¼r Sh â�¦ spanische
Familienleistungen erhalte, aus Deutschland aber nur eine zwischenstaatliche Rente
beziehe.

Nach Befragung des KlÃ¤gers beantragt dieser (sinngemÃ¤Ã�),

das Urteil des Sozialgerichts NÃ¼rnberg vom 15.03.1999 und den Bescheid der
Beklagten vom 25.01.1995 in Gestalt des Widerspruchsbescheides vom 17.03.1995
aufzuheben und die Beklagte zu verurteilen, ihm das Kindergeld fÃ¼r Y â�¦ und J.C
â�¦ von August 1970 (Eintritt der ErwerbsunfÃ¤higkeit) bis zur Vollendung des 18.
Lebensjahrs des jeweiligen Kindes (Juni 1984 bzw. August 1985) und das Kindergeld
fÃ¼r Sh â�¦ von Geburt an (August 1983) bis zur Vollendung des 18. Lebensjahres
(August 2001) zu zahlen.

Die Beklagte beantragt,

die Berufung zurÃ¼ckzuweisen, hilfsweise, das Urteil des Sozialgerichts NÃ¼rnberg
vom 15.03.1999 aufzuheben und den Rechtsstreit an das Sozialgericht
zurÃ¼ckzuverweisen.

Der Senat hat die Kindergeldakte der Beklagten, die Rentenakten der LVA und
auszugsweise Kopien aus der Unfallakte der Lederindustrie-Berufsgenossenschaft
beigezogen und sich einen Ã�berblick Ã¼ber die im Bereich der Renten- und
Unfallversicherung gefÃ¼hrten Rechtsstreitigkeiten des KlÃ¤gers verschafft. Der
KlÃ¤ger hatte vergeblich mehrere Rechtsstreite wegen hÃ¶herer Rente aus der
gesetzlichen Rentenversicherung gefÃ¼hrt, weil seiner Auffassung nach die von der
LVA gezahlten Leistungen dem vorher gezahlten Krankengeld von ca. 500,- DM
entsprechen mÃ¼ssten oder mit 700,- DM oder 1000,- DM angemessen erschienen,
um eine Familie zu ernÃ¤hren oder/und den 1969 erlittenen Arbeitsunfall zu
entschÃ¤digen. Zwei Rechtsstreite in jeweils erster und zweiter Instanz und zwei
weitere Rechtsstreite in erster, zweiter und dritter Instanz in
Unfallversicherungsangelegenheiten sind ebenfalls ohne Erfolg geblieben.

Dem Senat lagen zur Entscheidung die Prozessakten beider RechtszÃ¼ge vor. Zur
ErgÃ¤nzung des Tatbestands â�� insbesondere hinsichtlich des Vorbringens des
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KlÃ¤gers â�� wird hierauf sowie auf die beigezogenen Akten Bezug genommen.

EntscheidungsgrÃ¼nde:

Die frist- und formgerecht eingelegte Berufung ist zulÃ¤ssig (Â§Â§ 143 ff., 151 des
Sozialgerichtsgesetzes â�� SGG -), in der Hauptsache im Ã¼berwiegenden Teil
unbegrÃ¼ndet, im Ã�brigen insoweit begrÃ¼ndet, als der Rechtsstreit zur erneuten
Verhandlung und Entscheidung an das Sozialgericht zurÃ¼ckzuverweisen war.

1.) Hinsichtlich eines Anspruchs auf Kindergeld fÃ¼r Y â�¦ und J.C â�¦ war der in
erster Instanz ergangene Urteilsspruch (Tenor) insoweit zu bestÃ¤tigen, als die
Klage abgewiesen wurde. Zu Unrecht erging aber an Stelle des gebotenen
Prozessurteils ein Sachurteil; denn die Klage war unzulÃ¤ssig.

Nachdem zunÃ¤chst beim Sozialgericht in allgemeiner Form â�� form- und
fristgerecht â�� Klage eingelegt worden ist , hat der BevollmÃ¤chtigte des KlÃ¤gers
â�� nach Ermittlung von (dem Gericht im Einzelnen nicht mitgeteilten) Tatsachen
und nach PrÃ¼fung der Rechtslage â�� die Klage auf das Kindergeld fÃ¼r Sh â�¦
beschrÃ¤nkt, d.h. die Klage betreffend das Kindergeld fÃ¼r Y â�¦ und J.C â�¦
zurÃ¼ckgenommen.

Dies ist ohne weiteres mÃ¶glich, weil der Anspruch auf Kindergeld fÃ¼r ein einziges
Kind einen selbstÃ¤ndigen, von AnsprÃ¼chen auf Kindergeld fÃ¼r weitere Kinder
unabhÃ¤ngigen Anspruch darstellt, im Ã�brigen auch nach zeitlichen Anschnitten
"teilbar" und abgrenzbar wÃ¤re. Mit der (teilweisen) KlagerÃ¼cknahme ist der
Bescheid vom 25.01.1995 in Gestalt des Widerspruchsbescheides vom 17.03.1995
in Bezug auf das Kindergeld fÃ¼r Y â�¦ und J.C â�¦ bindend geworden.

Als der KlÃ¤ger spÃ¤ter die Klage hinsichtlich des Kindergelds fÃ¼r diese beiden
Kinder wieder "erweitert" hat, lag eine zulÃ¤ssige KlageÃ¤nderung vor, weil die
Beklagte dieser in der Zeit bis zur Stellung eines Antrags in der mÃ¼ndlichen
Verhandlung nicht widersprochen hat (Â§ 99 Abs.1 und 2 SGG). Dieser Umstand
fÃ¼hrt jedoch nicht dazu, dass die "erweiterte" Klage zulÃ¤ssig ist. Zwar kÃ¶nnen
gemÃ¤Ã� Â§ 99 SGG Bescheide bzw. selbstÃ¤ndige Teilentscheidungen der
Beklagten zum Streitgegenstand gemacht werden. Die zulÃ¤ssige KlageÃ¤nderung
bewirkt aber nicht, dass alle Prozessvoraussetzungen fÃ¼r die neue Klage als
erfÃ¼llt gelten. Ist ein Verwaltungsakt schon bestandskrÃ¤ftig, d.h. liegt der
Zeitpunkt der KlageÃ¤nderung nach Ablauf der Rechtsmittelfrist, ist und bleibt die
"erweiterte", nicht mehr fristgerecht erhobene Klage unzulÃ¤ssig (Meyer-Ladewig,
SGG, 6. Auflage, Rdz.13 a zu Â§ 99).

Dies trifft vorliegend zu. Der Widerspruchsbescheid ist dem BevollmÃ¤chtigten des
KlÃ¤gers im Inland am 20.03.1995 zugestellt worden. Die KlageÃ¤nderung erfolgte
erst im April 1997.

Da es im Hinblick auf die materielle Rechtskraft (Â§ 141 Abs.1 SGG) von Bedeutung
ist, ob ein Sachurteil oder ein (den KlÃ¤ger weniger belastendes) Prozessurteil
ergeht, war der Urteilsspruch des Sozialgerichts zu "berichtigen".
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2.) Im Ergebnis zu Recht hat das Sozialgericht die Klage wegen eines
Kindergeldanspruchs des KlÃ¤gers fÃ¼r Sh â�¦ wegen UnbegrÃ¼ndetheit
abgewiesen, soweit es die Zeit vor dem 01.11.1993 betrifft.

Der Senat ist sich bei Beurteilung dieses Teils des Streitgegenstands bewusst, dass
bereits hinsichtlich der einzelnen Anspruchsvoraussetzungen nach nationalem
Recht mit den Modifikationen durch das Deutsch-Spanische Abkommen und das EG-
Recht Unklarheiten bestehen (vgl. hierzu unten zu 3.) und die vom Sozialgericht
abgegebene BegrÃ¼ndung ebenso wenig Ã¼berzeugt wie die variierenden, teils
widersprÃ¼chlichen AusfÃ¼hrungen der Beklagten. Die ErfÃ¼llung der materiell-
rechtlichen Voraussetzungen fÃ¼r einen Kindergeldanspruch nach Â§ 1 Abs.1 Satz 1
Nr.1, Â§ 2 Abs.1, 2 und 5, Â§ 3 und Â§ 8 BKGG in den bis zum 31.12.1996 geltenden
Fassungen (Kindergeldberechtigte, zu berÃ¼cksichtigende Kinder,
Anspruchskonkurrenzen), ggf. modifiziert nach Vertragsrecht und EG-Recht, kann
aber dann dahinstehen, wenn bei unterstelltem Anspruch eine Zahlung mit
Sicherheit nicht in Frage kommt.

Vorliegend ist wegen der rechtsvernichtenden Einwendung des Â§ 9 Abs.2 BKGG
a.F., die von Amts wegen berÃ¼cksichtigt werden muss, ein (eventuell)
bestehender Anspruch des KlÃ¤gers fÃ¼r Sh â�¦ bis zum 31.10.1993
ausgeschlossen. Nach der genannten Vorschrift wird Kindergeld (oder hÃ¶heres
Kindergeld) rÃ¼ckwirkend nur fÃ¼r die letzten sechs Monate vor Beginn des
Monats geleistet, in dem der Antrag auf Kindergeld eingegangen ist. Der
maÃ�gebende Antrag des KlÃ¤gers ist im Mai 1994 gestellt worden, so dass
Zahlungen nur mehr ab 01.11.1993 mÃ¶glich sind.

Einen vor Mai 1994 gestellten Antrag des KlÃ¤gers auf Kindergeld fÃ¼r Sh â�¦
vermag der Senat nicht festzustellen.

In den Rentenverfahren und den anschlieÃ�enden Klageverfahren (soweit diese die
Zeit vor Mai 1994 betreffen) ging es dem KlÃ¤ger um eine hÃ¶here Rente aus der
gesetzlichen Rentenversicherung, wobei der KlÃ¤ger nebenbei auch die Existenz
seiner Kinder erwÃ¤hnte. Der Gesichtspunkt eines Kinderzuschusses fÃ¼r Sh â�¦
(ein unselbstÃ¤ndiger Berechnungsfaktor zur Bestimmung der RentenhÃ¶he) ist
von den Gerichten nicht aufgegriffen worden, wohl deshalb, weil bereits durch das
19. Rentenanpassungsgesetz mit Wirkung ab 01.07.1976 AnsprÃ¼che auf
KinderzuschÃ¼sse fÃ¼r Pflegekinder, Enkel und Geschwister gestrichen worden
sind. Jedenfalls ist wiederholt rechtskrÃ¤ftig entschieden worden, dass dem KlÃ¤ger
eine hÃ¶here Rente aus der gesetzlichen Rentenversicherung nicht zusteht.

Ein richtungsgebender Hinweis auf einen Antrag auf das Kindergeld fÃ¼r Sh â�¦
nach dem BKGG ist nicht erkenntlich (vgl. nach Verbescheidung des Erstantrags des
KlÃ¤gers auf Kinderzuschuss fÃ¼r Sh â�¦ mit bindend gewordenem Bescheid der
LVA vom 12.06. 1983: Bescheid der LVA vom 16.03.1989 in Gestalt des
Widerspruchsbescheides vom 05.12.1991, nachfolgend Urteil des Sozialgerichts
DÃ¼sseldorf vom 12.11.1992 â�� 5 J 69/92 und Urteil des Landessozialgerichts
Nordrhein-Westfalen vom 13.08.1993 â�� L 14 J 35/93 LSG NRW. Bescheid der LVA
vom 03.03.1994 in Gestalt des Widerspruchsbescheides vom 04.08.1994, Urteil des
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Sozialgerichts DÃ¼sseldorf vom 17.03.1995 â�� S 5 (11) J 157/94, Beschluss des
Landessozialgerichts Nordrhein-Westfalen vom 31.01.1996 â�� L 14 J 57/95 LSG
NRW, Beschluss des Bundessozialgerichts vom 28.05.1996 â�� 5 BJ 72/96, alle
Unterlagen in der Versichertenakte der LVA). Dies erscheint auch dem jetzt
entscheidenden Senat verstÃ¤ndlich.

Bis einschlieÃ�lich April 1994 ist es dem KlÃ¤ger nur (am Rande) um die
Kinderzulage zur Rente, also um hÃ¶here Rentenleistungen wegen Kinder
gegangen, oder zwar um "Familienleistungen" (d.h. auch Kindergeld) aufgrund des
Beitritts Spaniens zur EG, aber hinsichtlich dieser Familienleistungen nur um das
Kindergeld fÃ¼r Y â�¦ und J.C â�¦ von 1970 bzw. 1973 bis 1984/85. Der KlÃ¤ger hat
hier â�� entgegen seinem sonstigen Verhalten â�� in der Zeit bis April 1994
mÃ¶glicherweise akzeptiert, dass ihm ein Kinderzuschuss zur Rente fÃ¼r ein
Enkelkind nicht zusteht, und hat dies wohl auch auf das Kindergeld fÃ¼r ein
Enkelkind Ã¼bertragen; denn in seinen vielfÃ¤ltigen SchriftsÃ¤tzen, sonstigen
Schreiben und Eingaben bis Mai 1994 sind das Kindergeld bzw. Familienleistungen
fÃ¼r Sh â�¦ nie geltend gemacht worden, sondern immer nur fÃ¼r Y â�¦ und J.C â�¦
Ein zwischenstaatlicher Antrag auf "Familienleistungen" oder "Familienbeihilfen"
gemÃ¤Ã� Art.73, 74, 77, 78 VO (vgl. z.B. Formblatt E 401) ist vor Mai 1994 ohnehin
nicht aufgenommen worden.

Kennzeichnenderweise machte der KlÃ¤ger bei der LVA einen Anspruch auf
"DifferenzbetrÃ¤ge" bzw. den "Unterschiedsbetrag der Familienbeihilfe" nach EG-
Recht erstmals im Jahre 1991 geltend, aber nur bezogen auf das Kindergeld fÃ¼r Y
â�¦ und J.C â�¦ von 1969 bzw. 1973 bis 1984 (vgl. die Schreiben vom 12.07., 01.10.
und 03.10.1991), wobei er das EG-Recht rÃ¼ckwirkend auf die Zeit vor Beitritt
Spaniens zur EWG im Januar 1986 angewandt haben wollte. Mit weiterem Schreiben
vom 03.10.1993 fragte der KlÃ¤ger nochmals wegen Nachzahlung von
"Familienleistungen" fÃ¼r 1970 bis 1984 bei der LVA an, ebenso im Februar 1994.

Erst in der Zeit nach Stellung des Kindergeldantrags bei der Beklagten vom Mai
1994 (auch fÃ¼r Sh â�¦) finden sich in der Versichertenakte der LVA und in der
Kindergeldakte der Beklagten Hinweise, dass der KlÃ¤ger "Familienleistungen" (d.h.
Kindergeld) ab 01.01.1986 ohne BeschrÃ¤nkung auf Y â�¦ und J.C â�¦, also auch
fÃ¼r Sh â�¦ begehrte. So schrieb er am 10.12.1996 der LVA, das Spanische
Konsulat in DÃ¼sseldorf habe ihm mitgeteilt, dass alle spanischen
StaatsangehÃ¶rigen, die Rente aus Deutschland bezÃ¶gen, seit 01.01.1986
Anspruch auf Familienleistungen hÃ¤tten.

Mithin ist ein Antrag auf Kindergeldleistungen fÃ¼r Sh â�¦ frÃ¼hestens im Mai 1994
gestellt worden. Â§ 9 Abs.2 BKGG a.F., der die GewÃ¤hrung von Leistungen fÃ¼r die
Zeit vor dem 01.11.1993 ausschlieÃ�t, ist auch dann anwendbar, wenn ein
Anspruch des KlÃ¤gers auf das Kindergeld nach dem BKGG a.F. nur unter
Zuhilfenahme des EG-Rechts begrÃ¼ndet ist. Das EG-Recht lÃ¤sst die
verfahrensrechtlichen nationalen Normen Ã¼ber Antrags-, Ausschluss- und
VerjÃ¤hrungsfristen unberÃ¼hrt; sofern der EG-Verordnungsgeber nicht aus ganz
besonderen GrÃ¼nden eine abweichende Regelung getroffen hat, z.B. bei der
Geltendmachung von Rechten aufgrund der EG-VO 1408/71 binnen zwei Jahre nach
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GrÃ¼ndung der EG am 01.10.1972 oder nach erstmaliger "Anwendung" (Geltung)
der Verordnung im Gebiet eines beitretenden Staates (vgl. Art.94 VO).

Insoweit ist einmal streitig gewesen, ob den spanischen und portugiesischen
StaatsangehÃ¶rigen an Stelle des geringen Kindergelds aufgrund
zwischenstaatlicher VertrÃ¤ge das Kindergeld in voller HÃ¶he des BKGG a.F.
aufgrund EG-Rechts ab 01.01.1989, wie bei Beitritt von Spanien und Portugal zur EG
ursprÃ¼nglich (in der Beitrittsakte) vorgesehen, oder schon ab Januar 1986
zustehe. Der EuGH hat wegen UntÃ¤tigkeit des Verordnungsgebers
KindergeldansprÃ¼che nach dem EG-Recht ab Januar 1986 bejaht (vgl. u.a. EuGH
vom 13.11.1990 â�� C-99/89 in SozR 3-6050 Art.73 Nr.3). Streit bestand weiterhin
darÃ¼ber, ob das nachtrÃ¤glich fÃ¼r 1986 bis 1988 zustehende Kindergeld nach
EG-Recht bzw. die "Differenzleistung" nicht innerhalb der Frist des Art.94 VO,
sondern darÃ¼ber hinaus bis zum 13.11.1992, zwei Jahre nach Ergehen des EuGH-
Urteils vom 13.11.1990, geltend gemacht werden kÃ¶nne. Dies hat der EuGH in
seinem Urteil vom 23.11.1995 â�� C-394/93 â�� verneint, wobei er auch
ausgesprochen hat, dass Â§ 9 Abs.2 BKGG a.F. nicht gegen EG-Recht verstÃ¶Ã�t.

Damit bleibt festzuhalten, dass dem vom KlÃ¤ger erst im Mai 1994 gestellten
Antrag auf Kindergeld fÃ¼r Sh â�¦ fÃ¼r die Zeit vor dem 01.11.1993 â��
abweichend von Â§ 9 Abs.2 BKGG a.F. â�� keine RÃ¼ckwirkung aufgrund des EG-
Rechts beigemessen werden kann.

KlÃ¤ges fÃ¼r Sh â�¦ fÃ¼r die Zeit ab 01.11.1993 (bis voraussichtlich einschlieÃ�lich
August 2001) muss das Sozialgericht erneut entscheiden. Der Senat hat von der
MÃ¶glichkeit der (teilweisen) Aufhebung und ZurÃ¼ckverweisung Gebrauch
gemacht, weil das erstinstanzliche Verfahren an wesentlichen MÃ¤ngeln leidet (Â§
159 Abs.1 Nr.2 SGG). Das Sozialgericht hat gegen den elementaren Grundsatz der
(ausreichenden) Ermittlung des Sachverhalts von Amts wegen â�� Â§ 103 SGG â��
und gegen die Pflicht zur hinreichenden schriftlichen UrteilsbegrÃ¼ndung
(einschlieÃ�lich Feststellungen des tatsÃ¤chlichen Sachverhalts und einer
BeweiswÃ¼rdigung) â�� Â§ 128 Abs.1, Â§ 136 Abs.1 Nr.6 SGG â�� verstoÃ�en.

Bevor im Einzelnen darauf eingegangen wird, muss vorweg festgestellt werden,
dass das Urteil des Sozialgerichts auf unzuverlÃ¤ssigen Angaben des KlÃ¤gers und
unzureichenden "amtlichen" Angaben beruht und vieles offen lÃ¤sst. So bleibt u.a.
unklar, ob das Sozialgericht den KlÃ¤ger fÃ¼r einen "Einfach-Rentner" oder
"Mehrfach-Rentner" hielt. Bereits die Fragen, ob â�� unabhÃ¤ngig vom Wohnsitz
des KlÃ¤gers und von Sh â�¦ â�� alle sonstigen Voraussetzungen eines
Kindergeldanspruchs nach nationalem Recht erfÃ¼llt sind, sind vom Sozialgericht
nicht beantwortet worden und lassen sich nach Aktenstand auch nicht beantworten;
dies gilt auch unter Zuhilfenahme der etwas ergiebigeren Versichertenakte der LVA.

Unter BerÃ¼cksichtigung einer vom Sozialgericht nicht erwÃ¤hnten und vermutlich
nicht gesehenen Geburtsurkunde fÃ¼r Sh â�¦ in der Versichertenakte und der
Bescheinigung der Verwaltung des Orts bzw. des Ortsteils Quart de Poblet ist zu
schlieÃ�en, dass dieses Kind ein leibliches Kind von Y â�¦ und damit
abstammungsgemÃ¤Ã� ein Enkelkind des KlÃ¤gers ist und â�� zumindest bis 1998
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â�� unter derselben Adresse wie der KlÃ¤ger wohnte, woraus aber noch nicht die
Aufnahme in den Haushalt des KlÃ¤gers folgt. Offen bleibt, ob Sh â�¦ nicht mehr als
Enkelkind zÃ¤hlt, weil es der KlÃ¤ger adoptiert hat; einen Hinweis auf diese
MÃ¶glichkeit hat die Spanische Botschaft gegeben, auch die Beklagte schloss dies
aufgrund der Ã�uÃ�erungen des KlÃ¤gers nicht aus. (Nicht uninteressant wÃ¤re
auch â�� dies spielt im spanischen Recht fÃ¼r die Kindergeldberechtigung eine
Rolle -, ob der KlÃ¤ger mÃ¶glicherweise zum Vormund fÃ¼r das nichteheliche Kind
bestimmt worden ist.) Unklar bleibt auch die Aufnahme in den Haushalt des
KlÃ¤gers (Â§ 2 Abs.1 Nr.3 BKGG a.F.) mit entsprechender Betreuung und
Zuwendung; es kÃ¶nnte auch sein, dass Y â�¦ (eventuell mit dem leiblichen Vater
des Kindes oder allein mit ihrer Tochter) einen eigenen Haushalt im Haus der
GroÃ�eltern gefÃ¼hrt hat, ebenso, dass Y â�¦ und Sh â�¦ nicht im Haushalt des
KlÃ¤gers aufgenommen gewesen sind, sondern ein gemeinsamer Haushalt aller
bestanden hat.

Es schlieÃ�en sich dann weiterfÃ¼hrende und die Rechtsentscheidung
erleichternde Fragen an, ob und ggf. wann Y â�¦ aus dem Haushalt oder ihrer
Wohnung im Haus der GroÃ�eltern ausgezogen ist, und ob sie eine
ErwerbstÃ¤tigkeit (neben persÃ¶nlicher nunmehr auch finanzielle Sorge um das
Kind, das die Betreuung durch die GroÃ�eltern ausschlieÃ�en kann) aufgenommen
hat. Im Jahre 1994 sprach der KlÃ¤ger noch davon, dass Y â�¦ und Sh â�¦ in seinem
Haushalt lebten (vgl. den im Mai 1994 gestellten Kindergeldantrag). Im Schreiben
des KlÃ¤gers vom 03.12.1996 an die LVA ist von einer dreikÃ¶pfigen Familie (also
wahrscheinlich KlÃ¤ger, dessen Ehefrau und Sh â�¦) die Rede, in der Mitteilung der
Stadtverwaltung Quart de Poblet vom 10.11.1998 wurde nurmehr der Wohnsitz des
KlÃ¤gers, der Ehefrau und Sh â�¦ unter derselben Adresse bestÃ¤tigt. Offenbar ist Y
â�¦ zu einem unbestimmten Zeitpunkt ausgezogen. Eine fehlende ErwerbstÃ¤tigkeit
von Y â�¦ ist zuletzt fÃ¼r Mai 1994 angegeben; darÃ¼ber hinaus fehlen Hinweise
jeglicher Art. Es besteht die MÃ¶glichkeit, dass Y â�¦ fÃ¼r Sh â�¦ spanische
Familienbeihilfe bezogen hat; denkbar ist es auch, dass Sh â�¦ nurmehr zeitweise
wegen ihrer Schulausbildung und/oder wegen ErwerbstÃ¤tigkeit der Mutter sich bei
den GroÃ�eltern aufhielt, im Ã�brigen aber nur dem Haushalt von Y â�¦
zuzurechnen war. Es ist auch nicht gesichert, dass die Ehefrau des KlÃ¤gers im
maÃ�gebenden Zeitraum Arbeitnehmerin oder nur Hausfrau gewesen ist.

VÃ¶llig vermisst werden im Urteil des Sozialgerichts AusfÃ¼hrungen, dass das
BKGG a.F. mit Ablauf des 31.12.1995 auÃ�er Kraft getreten ist, und welche
Vorschriften nunmehr das Sozialgericht fÃ¼r einschlÃ¤gig hielt; dementsprechend
fehlt es bereits fÃ¼r die Zeit ab 01.01.1996 an Feststellungen und AusfÃ¼hrungen
zu den einzelnen sachlichen Voraussetzungen eines Kindergeldanspruchs.

Abgesehen von den dÃ¼rftigen "amtlichen AuskÃ¼nften" bzw. "Mitteilungen Ã¼ber
einen Ã¼berprÃ¼ften Sachverhalt" bleiben nur die vom INSS nicht bestÃ¤tigten
Angaben des KlÃ¤gers. Diese sind zum Teil schon deswegen in Zweifel zu ziehen,
weil er des Deutschen nicht mÃ¤chtig ist. So wurden von ihm zweimal Mitteilungen,
dass ihm ab einem bestimmten Zeitpunkt AnsprÃ¼che auf deutsche Leistungen
nicht zustehen, dahingehend interpretiert, dass ihm Leistungen ab diesem
Zeitpunkt gewÃ¤hrt worden seien. Weiterhin scheint der KlÃ¤ger aufgrund seiner
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PersÃ¶nlichkeitsstruktur bestimmte Sachverhalte nicht wahrnehmen zu kÃ¶nnen
oder zu wollen. Zum dritten hat er â�� auch auf in spanischer Sprache gestellte
Fragen â�� zumindest zweimal â�� nachweislich eine unrichtige Antwort gegeben,
so dass auch die Richtigkeit bzw. die GlaubwÃ¼rdigkeit seiner sonstigen Angaben
zweifelhaft erscheint.

Der Senat spricht hier die Angaben des KlÃ¤gers auf den FormblÃ¤ttern KG 51 R/Sp
und KG 51 R/E (Bl.2 bis 5 der Kindergeldakte) an, aus denen sich im Ã�brigen die
meisten der fÃ¼r eine KindergeldgewÃ¤hrung maÃ�gebenden UmstÃ¤nde ergeben.
Diese FormblÃ¤tter sind mit einem Eingangsstempel des INSS Valencia versehen,
aber â�� im Gegensatz zum Formblatt E 401 â�� vom spanischen TrÃ¤ger nicht im
Hinblick auf die Richtigkeit anhand der vorliegenden amtlichen Dokumente
geprÃ¼ft, sondern nur an die Beklagte weitergesandt worden. Der KlÃ¤ger hat in
den FormularbÃ¶gen die Frage, ob er seit seinem Rentenantrag bzw. seit Beginn
des Rentenanspruchs Kinderzuschuss zu seiner Rente aus der deutschen
gesetzlichen Rentenversicherung erhalten hat, zweimal entgegen dem wahren
Sachverhalt verneint. Wenig glaubwÃ¼rdig (aber nicht mit Sicherheit als unrichtig
zu bezeichnen) ist die Beantwortung der Fragen in Ziff.4 und 5 (KG 51 R/Sp) Ã¼ber
die im Haushalt des KlÃ¤gers lebenden Kinder und die sich nicht im Haushalt des
KlÃ¤gers aufhaltenden Eltern bzw. Elternteile dieser Kinder, wobei sich hier â�� falls
der KlÃ¤ger richtig ausgefÃ¼llt hat â�� die Konsequenz ergÃ¤be, dass auch der
Vater von Sh â�¦ im Haushalt des KlÃ¤gers wohnen mÃ¼sste. Zumindest
unvollstÃ¤ndig ist ferner die Beantwortung der Frage in Ziff.9 (KG 51 R/Sp), ob er
(der KlÃ¤ger) "eine oder mehrere Renten beziehe", mit ja, wenn er dann zu den
rentengewÃ¤hrenden Stellen nur die "Rentenanstalt DÃ¼sseldorf" anfÃ¼hrt.

AuÃ�erhalb der angesprochenen FragebÃ¶gen sind insbesondere auffÃ¤llig die
wiederholten Angaben des KlÃ¤gers, der einerseits von "seinen beiden Kindern" und
dem Enkelkind Sh â�¦ sprach, andererseits von seiner Tochter Sh â�¦ Es ist
wahrscheinlich, dass die Bezeichnung mit "Tochter" unrichtig ist und lediglich einem
gewissen "EhrgefÃ¼hl" des KlÃ¤gers entspricht; unabhÃ¤ngig davon kann aber nur
das eine oder das andere richtig sein, und es zeigt sich eben auch hier, dass der
KlÃ¤ger nicht (immer) korrekte Angaben macht.

Der Senat hat in seinen vorstehenden AusfÃ¼hrungen zu 3.) auf viele LÃ¼cken im
sozialgerichtlichen Urteil sowie auf manche vom Sozialgericht Ã¼bergangenen
Fragen, die sich nach Ansicht des Senats nicht mit Sicherheit beantworten lassen,
hingewiesen. Er verkennt hierbei nicht, dass je nach weiterem Fortgang des
Streitverfahrens die eine oder andere Frage offen bleiben kann. Es geht jedoch
nicht an, dass das Sozialgericht auÃ�er der Beiziehung der Versichertenakte der
LVA nichts ermittelt und alles im Raum stehen gelassen hat. Nach einer
SachverhaltserzÃ¤hlung (Tatbestand des Urteils) folgen auch fÃ¼r die Zeit ab
01.01. 1986 kaum (richtige oder unrichtige) Feststellungen tatsÃ¤chlicher
UmstÃ¤nde und die BegrÃ¼ndung hierzu, sondern lediglich abstrakte
RechtsausfÃ¼hrungen zu einem Spezialproblem des Art.77 VO, die beim Lesen
weitgehend den Eindruck erwecken, sie stammten aus einem oder aus mehreren
anderen FÃ¤llen und seien mÃ¶glicherweise irrtÃ¼mlich in das jetzige Urteil
geraten.
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Der Senat weist darauf hin, dass auch fÃ¼r den Fall, dass das Sozialgericht
kÃ¼nftig die Rechtslage bei einem zunÃ¤chst unterstellten Anspruch auf Kindergeld
nach nationalem Recht (unter Gleichstellung des Wohnsitzes in der BRD mit dem
Wohnsitz im Bereich der EG) lÃ¶sen sollte, manche offen gebliebenen Sachverhalte
zu dem Kindergeldanspruch nach deutschem Recht wieder ermittelt und beurteilt
werden mÃ¼ssten im Rahmen der Frage, ob der KlÃ¤ger oder eine sonstige Person
einen "Anspruch" auf Familienleistungen bzw. Beihilfen nach spanischem Recht hat.

Unabdingbar waren aber bereits vor Erlass des Urteils des Sozialgerichts
NÃ¼rnberg ein MindestmaÃ� an Ermittlungen und anschlieÃ�enden Feststellungen
von Tatsachen sowie BegrÃ¼ndungen, deren Fehlen der Senat als besonders
gravierende Vefahrensfehler angesehen und der (teilweisen) Aufhebung und
ZurÃ¼ckverweisung zugrunde gelegt hat:

3.1.) Im Urteil bleibt die Frage offen, ob, fÃ¼r welche ZeitrÃ¤ume und warum der
KlÃ¤ger als "Einfach-Rentner" oder "Mehrfach-Rentner" anzusehen ist, wobei der
Begriff "Mehrfach-Rentner" den Bezug von zwei oder mehr Renten aus mehr als
einem Mitgliedstaat der EG voraussetzt, nicht den Bezug mehr als nur einer Rente
aus einem einzigen Mitgliedstaat. Von deutscher Seite bezog der KlÃ¤ger eine
Rente wegen ErwerbsunfÃ¤higkeit und bezieht eine Altersrente, die nach
Leistungsart in den Regelungsbereich der Verordnung fallen (Art.4 Abs.1 Buchst.b
und c VO). Von einem Anspruch auf Unfallrente (Art.4 Abs.1 Buchst.c VO) aus der
deutschen gesetzlichen Unfallversicherung darf nicht ausgegangen werden;
insoweit sind die bereits ergangenen rechtskrÃ¤ftigen Urteile der
Sozialgerichtsbarkeit zu beachten.

Ein andauernder Rentenbezug von spanischer Seite aus ist â�� hinsichtlich des der
ZurÃ¼ckverweisung zugrunde liegenden Zeitraums ab November 1993 â�� nicht
gesichert. Insoweit hat das Sozialgericht im Tatbestand seines Urteils â�� und auch
hier nur den Sachverhalt erzÃ¤hlend, nicht etwa an unpassender Stelle selbst
feststellend â�� erwÃ¤hnt, dass die LVA Rheinprovinz der Beklagten unter dem
15.11.1994 einen spanischen Rentenbezug mitgeteilt habe (wortwÃ¶rtlich: Rente in
Spanien wurde bewilligt ab 04.05. 1979 bis voraussichtlich laufend). Ansonsten
findet sich im Urteil kein Hinweis, wie das Sozialgericht hierzu steht, insbesondere
ob es einen fortlaufenden Rentenbezug im streitigen Leistungszeitraum
angenommen hat. Die abstrakte "Konkretisierung und Darstellung seiner
Rechtsauffassung" durch das Sozialgericht kann die Ermittlung und Feststellung
konkreter Tatsachen nicht ersetzen.

Laut Rentenakte der LVA beruht die von ihr mitgeteilte Erkenntnis Ã¼ber einen
Rentenbezug des KlÃ¤gers in Spanien auf einem Schreiben des INSS vom
06.07.1979 zur fiktiven Rente unter BerÃ¼cksichtigung der spanischen und
deutschen Versicherungszeiten allein als spanischen Zeiten und zur pro-rata-Rente
im Rahmen von Art.22 des Abkommens; aus den gesamten UmstÃ¤nden ist zu
schlieÃ�en, dass es sich um eine Rente wegen InvaliditÃ¤t ab 04.05.1979 handelt.
Irgendwelche Hinweise fÃ¼r einen seit 1979 lÃ¼ckenlosen Bezug dieser Rente bzw.
den anschlieÃ�enden Bezug von Altersrente nach spanischem Recht fehlen; es
handelt sich bei der Auskunft der LVA gegenÃ¼ber der Beklagten nur um eine
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Vermutung der LVA, die zwar dem Senat sehr plausibel erscheint, aber keineswegs
als gesichert anzusehen ist.

Nach Aktenlage besteht in den Jahren ab 1979 kein Hinweis auf den
ununterbrochenen Rentenbezug des KlÃ¤gers nach spanischem Recht. Im Jahre
1985 erfolgten laut Rentenakte der LVA zwei Schreiben des INSS (vom 30.04.1985
und ein weiteres mit unleserlichen Datum, bei der LVA am 08.11.1985
eingegangen), die zwar BeschÃ¤ftigungszeiten des KlÃ¤gers in der BRD anfÃ¼hren,
aber ausdrÃ¼cklich in Bezug auf eine PrÃ¼fung, ob der KlÃ¤ger die
Voraussetzungen nach dem (spanischen) Gesetz Nr.31 vom 02.08.1984 erfÃ¼llt,
"um Arbeitslosengeld zu bekommen". Im Rahmen der von der LVA eingeleiteten
PrÃ¼fung der EG-Vorschriften teilte der INSS mit Schreiben om 06.02.1989 die
monatlichen "BezÃ¼ge" zum 04.03.1986, 01.01.19897, 01.01.1988 und 01.01.1989
mit, wobei die Art der Rente nicht angegeben ist. Mehr ist in der Versichertenakte
der LVA nicht enthalten.

In der Kindergeldakte findet sich noch ein formloses Schreiben des INSS vom
28.07.1999, mit dem eine Eingabe des KlÃ¤gers wegen Familienbeihilfe ab
01.01.1986 an die Beklagte weitergeleitet worden ist, wobei am Schluss erklÃ¤rend
vermerkt wurde, dass der KlÃ¤ger "derzeit eine Rente aus der spanischen
Sozialversicherung in HÃ¶he von 67.050 Peseten mit wirtschaftlicher Wirkung ab
01.03.1989" erhalte (wobei die darauf folgende Anmerkung Ã¼ber spanische
Familienleistungen zweifelhaft ist â�� s. unten zu 3.2 â�� und den Beweiswert des
Schreibens insgesamt mindert). Der KlÃ¤ger selbst hat anlÃ¤Ã�lich seines
Kindergeldantrags vom 04.05.1994 einen Rentenbezug nach spanischem Recht
nicht angegeben, und mehr ist hierÃ¼ber nach Aktenlage nicht zu erfahren. Bei
diesem Stand ist nicht gesichert, dass der KlÃ¤ger seit 1979 â�� bzw. in Bezug auf
die noch maÃ�gebende Zeit von 1993 bis 2001 â�� ununterbrochen eine Rente aus
der spanischen Sozialversicherung im Sinne von Art.4 Abs.1, 77 Abs.1 VO bezogen
hat; aus einem ehemaligen Rentenbezug in frÃ¼heren Zeiten kann, z.B. wegen
mÃ¶glichen "Entzugs" der InvaliditÃ¤tsrente oder Unterbrechung der
Rentenleistungen aus sonstigen GrÃ¼nden â�� vorliegend nichts MaÃ�gebendes
abgeleitet werden. Das Sozialgericht muss insoweit noch ermitteln, wobei es sich
allein auf kÃ¼nftige Angaben des KlÃ¤gers, die wie die frÃ¼heren Angaben
unzuverlÃ¤ssig sein kÃ¶nnten, nicht stÃ¼tzen darf, und muss dann im Urteil eine
nachvollziehbare Feststellung treffen.

Das Ergebnis ist fÃ¼r die weitere Fallbehandlung von Bedeutung (und insoweit ist
der unterlaufene Verfahrensmangel wesentlich), denn fÃ¼r Zeiten (ab November
1993), in denen der KlÃ¤ger spanische Rentenleistungen nicht bezogen hat, kann
ihm unter UmstÃ¤nden das Kindergeld nach dem BKGG zustehen, wenn er die
sonstigen Voraussetzungen nach dem bis zum 31.12.1995 und ab 01.01.1996
geltenden deutschem Kindergeldrecht â�� abgesehen von den
Wohnsitzvoraussetzungen fÃ¼r den Antragsteller und seine AngehÃ¶rigen â��
erfÃ¼llt.

Art.77 Abs.2 VO bestimmt, dass Familienleistungen im Sinne von Art.77 Abs.1 VO
"ohne RÃ¼cksicht darauf, in welchem Mitgliedstaat die Rentner oder die Kinder
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wohnen, wie folgt gewÃ¤hrt" werden: a) â�¦ b) â�¦ Diese Vorschrift
modifiziert/erweitert die nationalen Rechtsvorschriften dahingehend, dass fÃ¼r den
Kindergeldbezug an Stelle der unter UmstÃ¤nden im nationalen Recht
vorgesehenen Anspruchsvoraussetzung eines Wohnsitzes oder des stÃ¤ndigen
Aufenthalts des Antragstellers und der zu berÃ¼cksichtigenden Kinder im Inland der
Wohnsitz bzw. stÃ¤ndige Aufenthalt im EG-Bereich maÃ�gebend ist. Insoweit
handelt es sich bei Art.77 VO nicht (nur) um eine ZustÃ¤ndigkeitsvorschrift (so aber
das Sozialgericht NÃ¼rnberg vom 27.01.1997 â�� S 9 Kg 145/92, aufgehoben durch
das Urteil des BayLSG vom 15.02.2001 â�� L 14 KG 28/97), sondern um eine das
nationale materielle Recht erweiternde Regelung, die gleichermaÃ�en fÃ¼r die
FÃ¤lle des Art.77 Abs.2 Buchst.a, Buchst.b Ziff.i, Buchst.b Ziff.ii Halbsatz 1 und
Buchst. b Ziff.ii Halbsatz 2 VO gilt. Mithin sind, bevor eine Konkurrenz von
AnsprÃ¼chen nach dem nationalen Recht zweier Staaten oder infolge der
Erweiterung des nationalen Rechts durch Art.77 Abs.2 Satz 1 VO zu lÃ¶sen ist
(hierzu in Frage kommen Art.77 VO, Art.79 VO, Vorschriften der EG-VO 574/72 und
nationale Vorschriften Ã¼ber Ruhen, Aussetzung oder KÃ¼rzung), erst die materiell-
rechtlichen Auswirkungen des Art.77 VO (Ausweitung der nationalen AnsprÃ¼che
auf Familienbeihilfen) zu berÃ¼cksichtigen. Aus gutem Grunde gibt der Senat diese
Rechtsauffassung dem Sozialgericht, das in einem anderen Falle Art.77 VO nur als
ZustÃ¤ndigkeitsvorschrift sehen wollte, als zwingend zu beachten vor (Â§ 159 Abs.2
SGG).

Art.77 Abs.2 VO bestimmt in Buchst.a, dass der Rentner im Bereich eines EG-Staats,
der nach den Rechtsvorschriften eines einzigen Staates Rente (gemeint: Rente oder
Renten) bezieht, die Familienleistungen (fÃ¼r Kinder, die im Gesamtbereich der EG
wohnen), nach den Rechtsvorschriften des fÃ¼r die Rente zustÃ¤ndigen Staates
erhÃ¤lt. Bezieht der Rentner hingegen in der streitbefangenen Zeit â��
durchgehend oder zeitweise â�� Renten aus zwei Mitgliedstaaten, so gilt insoweit
Buchst.b des Art.77 Abs.2 VO.

Nachdem die AusfÃ¼hrungen des Sozialgerichts im angefochtenen Urteil teils
unvollstÃ¤ndig oder unrichtig und im Ã�brigen schwer verstÃ¤ndlich sind,
auÃ�erdem Art.77 Abs.2 Buchstabe a VO nicht abgehandelt worden ist, gibt der
Senat dem Sozialgericht als zu beachten vor, dass im Rahmen des Art.77 Abs.2
Buchst.a VO der Umstand unbeachtlich ist, ob die vom KlÃ¤ger bezogene
ErwerbsunfÃ¤higkeitsrente und die darauf folgende Altersrente nicht allein (weil die
Wartezeit nicht erfÃ¼llt ist) nach innerstaatlichem deutschen Recht begrÃ¼ndet
sind.

3.2.) Als weiteren Verfahrensmangel stellt der Senat fest, dass notwendige Teile des
Urteils fehlen. Deswegen ist die Entscheigung nicht mit GrÃ¼nden versehen; das
Fehlen eines wesentlichen Teils der BegrÃ¼ndung ist wie das vollstÃ¤ndige Fehlen
zu behandeln.

Der Verfahrensmangel betrifft Ã¼berwiegend die EntscheidungsgrÃ¼nde des
sozialgerichtlichen Urteils, wenn auch schon vereinzelt MÃ¤ngel des Tatbestands
festzustellen sind.
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3.2.1.) So hat das Sozialgericht im Tatbestand unrichtig wiedergegeben, dass nach
einem Schreiben des KlÃ¤gers vom 14.08. 1995 dieser selbst gegenwÃ¤rtig 3.000
Peseten fÃ¼r Sh â�¦ in Spanien beziehe. Richtigerweise hat aber der KlÃ¤ger
behauptet, Sh â�¦ erhalte gegenwÃ¤rtig den genannten Betrag. (Anmerkung: Die
MÃ¶glichkeit, dass Sh â�¦ selbst Anspruchsinhaberin ist, kann von vornherein nicht
ausgeschlossen werden, da nach dem nationalen Recht mancher EG-Staaten
Anspruchsberechtigter nicht ein Elternteil, sondern das Kind selbst ist. Im Ã�brigen
hat es in Spanien auch eine beitragsunabhÃ¤ngige Invalidenrente von 3.000
Peseten und mehr fÃ¼r schwerbehinderte Kinder gegeben).

Ist im Tatbestand des angefochtenen Urteils ein prozessrelevanter Sachverhalt
unrichtig wiedergegeben worden, so fehlen andererseits Hinweise auf
widersprÃ¼chliche UmstÃ¤nde.

Der Erhalt spanischer Beihilfe fÃ¼r Sh â�¦ ist in der Versichertenakte der LVA nicht
erwÃ¤hnt, wurde dort vom KlÃ¤ger ausdrÃ¼cklich oder konkludent verneint. Dieser
hat auch in seinem Kindergeldantrag vom 04.05.1994 die Frage nach
irgendwelchen Geldleistungen fÃ¼r Kinder von einer Stelle auÃ�erhalb der BRD
oder von einer zwischen- oder Ã¼berstaatlichen Einrichtung mit "Nein"
beantwortet. Ein einziger "amtlicher" Hinweis ist in dem doch etwas zweifelhaften
formlosen Schreiben des INSS vom 28.07.1999 zu finden, nÃ¤mlich dass der
KlÃ¤ger keine spanische Familienleistungen erhalte, weil er nicht (sinngemÃ¤Ã�: als
Arbeitnehmer) beschÃ¤ftigt sei und auch solche nicht beantragt habe. (Anmerkung:
Sicheres ist hieraus nicht abzuleiten. Zum einen beantragt jemand Familienbeihilfe
nach dem Recht zweier Mitgliedstaaten, wenn ein zwischenstaatliches Verfahren
eingeleitet und das Formblatt E 401 ausgefÃ¼llt wird, es sei denn, dieser Antrag
wird vom Antragsteller ausdrÃ¼cklich auf Leistungen eines einzigen Staates
beschrÃ¤nkt, was aber vorliegend nicht ersichtlich ist. Zum anderen erscheinen
Familienbeihilfen nach spanischem Recht auch fÃ¼r Rentner grundsÃ¤tzlich
mÃ¶glich).

Der Tatbestand eines Urteils muss erkennen lassen, welcher Sachverhalt der
Entscheidung des Sozialgerichts zugrunde liegt. Angesprochen ist hier der
prozessuale Sachverhalt, nicht die richterliche Feststellung von Tatsachen und
deren WÃ¼rdigung. Der prozessuale Sachverhalt muss richtig und â�� in
wesentlichen Punkten, z.B. gerade bei WidersprÃ¼chlichkeiten â�� vollstÃ¤ndig
sein.

3.2.2.) In den EntscheidungsgrÃ¼nden ist der Sachverhalt festzustellen, den das
Gericht als feststehend oder nicht feststehend erachtet. Es mÃ¼ssen die
ErwÃ¤gungen zusammengefasst werden, auf denen die Entscheidung in
tatsÃ¤chlicher Hinsicht und in rechtlicher Hinsicht beruht. Die rechtlichen
Grundlagen des Anspruchs und der Einwendungen sind kurz zu kennzeichnen. Es ist
darzulegen, welche rechtserheblichen Anspruchsvoraussetzungen fehlen oder
welche erfÃ¼llt sind oder welche (aus welchen GrÃ¼nden) zweifelhaft sind, aber
offen bleiben kÃ¶nnen (zu den an die EntscheidungsgrÃ¼nde zu stellenden
Anforderungen vergleiche im Einzelnen mit weiterfÃ¼hrenden Hinweisen Meyer-
Ladewig, SGG, 6. Auflage, Rdz.6 bis 7b zu Â§ 136).
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Treffend fÃ¼hrt Meyer-Ladewig (a.a.O. Rdz.7) an, dass zum Mindestinhalt die
ausreichende Angabe der angewendeten Rechtsnormen, die als erfÃ¼llt oder nicht
erfÃ¼llt gehaltenen Tatbestandsmerkmale und die dafÃ¼r ausschlaggebenden
tatsÃ¤chlichen und rechtlichen GrÃ¼nde gehÃ¶ren. Es sei nÃ¤mlich Zweck der
EntscheidungsgrÃ¼nde, dass die Beteiligten Kenntnis erhalten sollten, von welchen
Feststellungen, Erkenntnissen und rechtlichen Ã�berlegungen das Gericht
ausgegangen sei.

Das mit Berufung angefochtene Urteil des Sozialgerichts entspricht in keiner Weise
den genannen GrundsÃ¤tzen. Hinsichtlich eines Kindergeldanspruchs fÃ¼r Sh â�¦
(ab 1986 sowie auch ab 1993) ist nur ersichtlich, dass das Sozialgericht dieses Kind
(aus nicht genannten GrÃ¼nden) als Enkelkind bezeichnet und dass Art.77 VO
anwendbar sei; im Ã�brigen findet sich nur die Wiedergabe einer abstrakten
grundsÃ¤tzlichen Rechtsauffassung zu Anspruchskonkurrenzen im Rahmen des
Art.77 VO, die nicht konkret fallbezogen ist, vorrangig Sachverhalte anspricht, die in
der vorliegenden Streitsache nicht zutreffen kÃ¶nnen und im Ã�brigen offen lÃ¤sst
(vgl. "sonstige Leistungen" â�¦"aus anderen GrÃ¼nden"), was denn nun beim
KlÃ¤ger in tatsÃ¤chlicher und rechtlicher Beziehung maÃ�gebend ist.

Hinsichtlich des Kindergeldanspruchs des KlÃ¤gers fÃ¼r Sh â�¦ ab 01.01.1986 kann
gemutmaÃ�t werden, dass das Sozialgericht von einem "BKGG" ausging, weil es Â§
8 BKGG (Anmerkung: in der vor dem 01.01.1996 geltenden Fassung) in
Zusammenhang mit den KindergeldansprÃ¼chen fÃ¼r Y â�¦ und J.C â�¦ im Rahmen
des Abkommens kurz erwÃ¤hnt hat; zitiert ist allerdings auch insoweit lediglich eine
Norm, die einen bestehenden Kindergeldanspruch (fÃ¼r andere Kinder des
KlÃ¤gers) ausschlieÃ�en, aber nicht begrÃ¼nden kann.

Der Senat vermisst AusfÃ¼hrungen des Sozialgerichts zu dem "rechtlichen
Rahmen" (anspruchsbegrÃ¼ndende Normen) einschlieÃ�lich der Feststellung und
der BegrÃ¼ndung der Sachverhalte, die gegeben oder nicht erfÃ¼llt oder unsicher
sind (z.B. Enkelkind, eventuell adoptiertes oder Pflegekind; bis zum Stichtag
31.12.1995 Kind unter 16 Jahren, damit Unerheblichkeit der Schul- und
Berufsausbildung; ab 01.01.1996 Kind unter 18 Jahren, damit weiterhin
Unerheblichkeit der Ausbildung; Aufnahme des Kindes in den Haushalt welcher
Person oder Personen). Die Normen der Â§Â§ 1 BKGG a.F. mit den
Anspruchsvoraussetzungen sind nicht genannt, ebenso wenig die einschlÃ¤gigen
Vorschriften, die das BKGG a.F. mit Wirkung ab 01.01.1996 abgelÃ¶st haben; im
Urteil ist nichts dazu zu erfahren, dass das BKGG a.F. im streitigen
Leistungszeitraum auÃ�er Kraft getreten ist, und welche Vorschriften der das BKGG
a.F. ab 01.01.1996 ablÃ¶senden Gesetze (Einkommenssteuergesetz n.F. oder BKGG
n.F.) einschlÃ¤gig sind und welche Voraussetzungen dort gelten sowie ggf. erfÃ¼llt
oder nicht erfÃ¼llt sind.

Unbekannt blieb ferner, ob und warum das Sozialgericht annimmt oder
ausschlieÃ�t, dass es in Spanien "grundsÃ¤tzlich" Familienbeihilfen und insoweit
wiederum Familienbeihilfen fÃ¼r Rentner gibt, ob der KlÃ¤ger (oder Sh â�¦ oder
eine dritte Person) jemals, und ggf. wann, eine Familienbeihilfe (oder eine
andersartige Leistung) nach spanischem Recht bezogen haben, und ggf., warum es
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im streitbefangenen Zeitraum nicht zur GewÃ¤hrung von Familienbeihilfen
gekommen ist.

Nicht einmal erwÃ¤hnt im sozialgerichtlichen Urteil wurde die HÃ¶he der in Frage
kommenden Familienbeihilfen nach deutschem und spanischem Recht im
streitgegenstÃ¤ndlichen Zeitraum, so dass die Relevanz der vorhandenen
sozialgerichtlichen AusfÃ¼hrungen nicht erkennbar wird.

Nachdem bereits ausreichende Tatsachenfeststellungen und weitgehend der
"rechtliche Rahmen" fehlen, ist davon auszugehen, dass das konkrete Urteil auf
dem Verfahrensmangel beruhen kann (wesentlicher Verfahrensfehler, der im
Ã�brigen auch einen absoluten Revisionsgrund darstellen wÃ¼rde).

3.3.) Das Sozialgericht muss unter Vermeidung der VerfahrensmÃ¤ngel (s. oben
3.1. und 3.2.) eine neue Entscheidung treffen und ggf. vorher zum Sachverhalt
nÃ¤her ermitteln, bevor es diesen feststellt und wÃ¼rdigt.

Zu den Familienleistungen nach spanischem Recht weist der Senat darauf hin, dass
laut den ehemaligen Dienstanweisungen der Beklagten (Runderlass 375/74, BKGG,
Ã�ber- und zwischenstaatliches Recht, Stand Januar 1988, DA 127) nach
spanischem Recht die Arbeitnehmer, die in den letzten drei Jahren fÃ¼r mindestens
330 Tage BeitrÃ¤ge zur Sozialversicherung geleistet haben, und Bezieher von
Alters- und ErwerbsunfÃ¤higkeitsrenten sowie von Lohnersatzleistungen
anspruchsberechtigt sein sollen. Im gleichen Runderlass mit Stand September 1994,
DA 127.16 Spanien, ist ausgefÃ¼hrt: Anspruch aus den beitragsabhÃ¤ngigen
Systemen haben versicherungspflichtig beschÃ¤ftigte Arbeitnehmer â�¦
Anspruchsberechtigt sind ferner SelbstÃ¤ndige sowie Personen, die eine Rente aus
der Sozialversicherung oder eine vorlÃ¤ufige Invalidenrente beziehen. Neben den
Leistungen aus dem beitragsabhÃ¤ngigen System sieht das spanische Recht
beitragsunabhÃ¤ngige Familienbeihilfen vor. Anspruch hierauf haben in Spanien
lebende spanische und diesen gleichgestellten auslÃ¤ndische StaatsangehÃ¶rige,
sofern ihnen keine Familienbeihilfen aus dem beitragsabhÃ¤ngigen System
zustehen â�¦ FÃ¼r Kinder von Rentnern steht die allgemeine Familienbeihilfe zu.
KinderzuschlÃ¤ge fÃ¼r unterhaltsberechtigte Kinder sind nur in der gesetzlichen
Unfallversicherung vorgesehen.

Da sich die Meinungen des INSS (Schreiben vom 28.07.1999 an die Beklagte) und
der Beklagten zum spanischen Recht widersprechen, wird das Sozialgericht, sofern
es hierauf ankommt, konkret aus zuverlÃ¤ssigen Quellen (u.a. Text spanischer
Erlasse usw.) die entscheidungserheblichen Rechtskenntnisse schÃ¶pfen mÃ¼ssen.

Da im vorliegenden Streitfall der Umfang der kÃ¼nftigen verfahrensrechtlichen
Schritte notwendigerweise eng mit dem richtigen VerstÃ¤ndnis der vom Senat
geteilten Rechtsauffassung des EuGH zusammenhÃ¤ngt, gibt der Senat dem
Sozialgericht folgende rechtliche Beurteilung zur Beachtung vor:

FÃ¼r ZeitrÃ¤ume (ab November 1993), in denen der KlÃ¤ger Renten nach den
Rechtsvorschriften mehrerer Mitgliedstaaten bezogen haben kÃ¶nnte, ordnet Ziff.i
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des Art. 77 Abs.2 Buchst. b VO zunÃ¤chst an, dass der Wohnsitzstaat fÃ¼r
Familienbeihilfen zustÃ¤ndig ist, wenn ein "Anspruch " auf die Familienbeihilfe im
Sinne von Art.77 Abs.1 VO â�� ggf. unter BerÃ¼cksichtigung von Art.79 Abs.1
Buchst. a VO â�� nach den Rechtsvorschriften des Wohnsitzstaates "besteht".

Bei RentenbezÃ¼gen nach den Vorschriften mehrerer EG-Staaten soll allein der
TrÃ¤ger im Wohnsitzstaat die Familienbeihilfe gewÃ¤hren, und der TrÃ¤ger des
anderen Staates wird aus seiner Verpflichtung entlassen, hat also auch dann nicht
Teilleistungen zu erbringen, wenn das Recht des Wohnsitzstaates niedrigere
Familienleistungen als der andere Staat vorsieht. (Eine Ausnahme hierzu besteht
nach Ansicht des EuGH dann, wenn der Rentenanspruch gegen den Nicht-
Wohnsitzstaat allein nach dessen Vorschriften begrÃ¼ndet ist; dieser Staat muss
dann die Differenzleistung erbringen.)

"Besteht" hingegen kein "Anspruch" auf Familienbeihilfe im Wohnsitzstaat, gelten
die Vorschriften des Art.77 Abs.2 Buchst. b Ziff.ii, Halbsatz 1 (erster Fall) und
Halbsatz 2 (zweiter Fall), wonach letzten Endes die Beklagte zu Leistungen
verpflichtet wÃ¤re, sofern nicht der vom EuGH entschiedene Fall vorliegt, dass bei
Wegfall eines bestehenden "Anspruchs" auf Beihilfe im Wohnsitzstaat (Zahlung von
Leistungen), fÃ¼r den Art.77 Abs.2 Buchst. b Ziff.i VO galt, im Anschluss hieran
nicht mehr auf noch mÃ¶glich erscheinende Leistungen des Nicht-Wohnsitzstaates,
der die Leistung fÃ¼r einen lÃ¤ngeren Zeitraum vorsieht, gemÃ¤Ã� Art.77 Abs.2
Buchst. b Ziff. ii VO zugegriffen werden darf (EuGH vom 07.05.1998 â�� C 113/96).

FÃ¼r das Bestehen eines Anspruchs im Wohnsitzstaat genÃ¼gt es keinesfalls, dass
in diesem Staat Vorschriften Ã¼ber Familienbeihilfen irgendwelcher Art existieren
(so in frÃ¼heren Jahren die Versicherungsanstalten und die Kindergeldkassen), also
dass es mÃ¶glich wÃ¤re, dass der Rentenbezieher oder eine dritte Person bei
ErfÃ¼llung bestimmter Voraussetzungen die Beihilfe im Wohnsitzstaat beziehen.

Die Voraussetzung "Bestehen eines Anspruchs" auf Familienbeihilfe im
Wohnsitzstaat (Art.77 Abs.2 Buchst.b Ziff.i VO) liegt nur vor, wenn Familienbeihilfe
tatsÃ¤chlich gezahlt worden ist. Die Formulierung "wenn ein Anspruch â�¦ besteht",
ist in Art.77 VO (Leistungen fÃ¼r Rentner), Art.78 VO (Leistungen fÃ¼r Waisen) und
Art.76 Abs.2 VO a.F. (Familienbeihilfe fÃ¼r Arbeitnehmer und Arbeitslose)
enthalten. Zu diesen Vorschriften hat der EuGH in jahrzehntelanger und gefestigter
Rechtsprechung entschieden, dass der dort genannte Anspruch auf
Familienleistungen den tatsÃ¤chlichen Bezug voraussetzt und die MÃ¶glichkeit des
Bezugs nicht hinreichend ist. Ein "Anspruch" bestehe nicht, wenn kein Antrag
gestellt worden sei oder wenn das nationale Recht den Bezug von
Familienleistungen nicht fÃ¼r den Rentner, sondern den anderen Ehegatten als
Familienoberhaupt vorsehe. Dies gelte im Ã�brigen auch, wenn ein "Wahlrecht"
bestehe, dass entweder der Rentner wegen Rentenbezugs oder ein sonstiges
Familienmitglied z.B. wegen Arbeitnehmereigenschaft Familienleistungen beziehen
kÃ¶nne (vgl. u.a.EuGH vom 04.07.1990 â�� C-117/89 in SozR 3-6050 Art.76 Nr.1
mit weiterfÃ¼hrenden Hinweisen).

Aufgrund der Rechtsprechung des EuGH wurde durch Initiative der BRD Art.76
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Abs.2 VO (Aussetzung der Familienbeihilfe fÃ¼r Arbeitnehmer und Arbeitslose)
folgendermaÃ�en geÃ¤ndert:" Wird in dem Mitgliedstaat, in dessen Gebiet die
FamilienangehÃ¶rigen wohnen, (vom Arbeitnehmer bzw. Arbeitslosen) kein Antrag
auf LeistungsgewÃ¤hrung gestellt, so kann der zustÃ¤ndige TrÃ¤ger des anderen
Mitgliedstaats Abs.1 (Ruhen der Familienleistungen des zweiten Mitgliedstaats in
HÃ¶he der gezahlten Leistungen des ersten Mitgliedstaats) anwenden, als ob
Leistungen in dem ersten Mitgliedstaat gewÃ¤hrt wÃ¼rden." Diese Ã�nderung
erfolgte mit Wirkung ab 01.05.1990 durch die EG-VO 3427/89 vom 30.10.1989; nur
der durchfÃ¼hrende Beschluss Nr.147 der Verwaltungskommission vom 10.10.1990
erging spÃ¤ter.

Die Neufassung der Vorschrift stellt eine echte Ã�nderung und nicht nur eine
Klarstellung des Art.76 Abs.2 VO a.F. dar (EuGH, a.a.O.). Hieraus folgt, dass nach
Auffassung des EuGH und auch der des jetzt entscheidenden Senats die
Rechtsprechung Ã¼ber die Auslegung des Begriffes "bestehender Anspruch auf
Familienleistungen im Wohnsitzstaat" im Sinne des tatsÃ¤chlichen Bezugs dieser
Leistungen weiterhin Geltung im Bereich der Art.77 ff. VO (Familienbeihilfen fÃ¼r
Rentner) hat. Der EG-Verordnungsgeber hÃ¤tte dort eine Ã�nderung, sofern sie ihm
notwendig erschienen wÃ¤re, ausdrÃ¼cklich durch eine besondere Vorschrift
vorsehen mÃ¼ssen. Nicht mÃ¶glich ist auch die Korrektur des Rechts durch
Anwendung der dem Art.76 Abs.2 n.F. VO Ã¤hnlichen Regelung des Â§ 8 Abs.1
BKGG a.F.:"Kindergeld wird nicht fÃ¼r ein Kind gewÃ¤hrt, fÃ¼r das eine der
folgenden Leistungen zu zahlen ist oder bei entsprechender Antragstellung zu
zahlen wÃ¤re." Diese nationale Vorschrift kann und darf nicht in das Regelungswerk
der Art.77 ff. VO eingreifen.

Auch der Beschluss der Verwaltungskommission Nr.150 vom 26.06.1992 (Amtsblatt-
Nr. C 229 vom 25.08.1993, S.5) bewirkt keine Ã�nderung der Rechtslage. Dieser
Beschluss, der den Beschluss Nr.129 vom 17.10.1985 geÃ¤ndert hat, bestÃ¤tigt
vorweg mehrmals, das die Differenz zu dem im Wohnsitzstaat "tatsÃ¤chlich
bezogenen Betrag" zu zahlen ist. AnschlieÃ�end wird zum zwischenstaatlichen
Verfahren festgestellt:"Wenn nach den Rechtsvorschriften eines Mitgliedstaates zur
GewÃ¤hrung der Leistungen (gemeint: Rente) ein Antrag gestellt werden muss, so
ist auch fÃ¼r die Zulage ein Antrag zu stellen". Ã�ber die Folgen der Verletzung
einer solchen Pflicht hat die Verwaltungskommission aber geschwiegen. Im
Ã�brigen ist zu berÃ¼cksichtigen, dass die Verwaltungskommission zwar
Auslegungsfragen behandeln darf (Art.81 Buchst.a VO), aber nicht Rechtsakte mit
normativem Charakter erlassen und die Gerichte binden kann (EuGH vom 14.05.
1981 â�� 98/80 in SozR 6030 Art.51 Nr.14).

Der EuGH hat in neueren Entscheidungen seine bisherige gefestigte Ansicht zum
Begriff "wenn ein Anspruch â�¦besteht" (Art.77, 78 VO) im Sinne des tatsÃ¤chlichen
Bezugs nicht geÃ¤ndert. Im Urteil vom 07.05.1998 â�� C 113/96 â�� hat er
entschieden, dass in dem Falle, dass Leistungen im Wohnsitzstaat (Spanien) nach
Art.78 Abs.2 Buchst.b Ziff.ii VO tatsÃ¤chlich gezahlt worden seien, bei Auslauf
dieser Leistungen (z.B. mit 18. Lebensjahr eines Kindes) nicht Buchst.b Ziff.ii
anwendbar sei und so plÃ¶tzlich eine LeistungszustÃ¤ndigkeit des Nicht-
Wohnsitzstaates, nach dessen Vorschriften eine lÃ¤ngere Leistungsdauer (z.B. 25.

                            22 / 24

https://dejure.org/gesetze/BKGG/8.html
https://dejure.org/gesetze/BKGG/8.html
https://dejure.org/dienste/vernetzung/rechtsprechung?Text=C%20113/96


 

Lebensjahr) vorgesehen sei, begrÃ¼nden kÃ¶nne. Im Ã�brigen obiter dictum)
hÃ¤tten Waisen, deren Rente nicht allein nach den Vorschriften des Wohnsitz-
Staates begrÃ¼ndet sei, wÃ¤hrend der Zeit des (tatsÃ¤chlichen) Bezugs von
Beihilfe im Wohnsitzstaat (Art.78 Abs.2 Buchst.b Ziff.i) keinen Anspruch auf die
Differenz zu den hÃ¶heren Leistungen, die im Recht des Nicht-Wohnsitzstaates
vorgesehen seien.

Ebenso ist der EuGH im Urteil vom 27.02.1997 â�� C-59/95 â�� nicht vom
"Anspruch" im Sinne eines tatsÃ¤chlichen Bezugs der Leistungen abgewichen. Die
Entscheidung betrifft den Fall, dass derjenige Mehrfach-Rentner, der "Anspruch" auf
Familienleistungen im Wohnsitzstaat hat, vom TrÃ¤ger des Nicht-Wohnsitzstaats
nicht zugleich die Differenzleistungen zu den dort hÃ¶heren Leistungen
beanspruchen darf (so bereits Art. 77 Abs.2 Buchst.b Ziff.i VO), es sei denn, der
Rentenanspruch gegen den TrÃ¤ger des Nicht-Wohnsitzstaates ist allein nach
nationalen Vorschriften begrÃ¼ndet.

Der Senat gibt dem Sozialgericht zur weiteren Fallbehandlung zusÃ¤tzlich folgende
bindende Richtlinie vor: Die sich mÃ¶glicherweise im Laufe des Verfahrens
ergebende Tatsache, dass â�� eventuell nur zeitweise â�� Y â�¦ oder die Ehefrau
des KlÃ¤gers Familienbeihilfe fÃ¼r Sh â�¦ bezogen haben, ist nicht mit dem Bezug
der Leistung durch den KlÃ¤ger gleichzusetzen (vgl. abweichendes Urteil des
Sozialgerichts NÃ¼rnberg vom 22.02.1999 â�� S 9 KG 142/98 ZVW, aufgehoben
durch Urteil des BayLSG vom 23.03.2000 â�� L 14 KG 20/99; Urteil des
Sozialgerichts NÃ¼rnberg vom 15.09.1997 â�� 9 KG 126/95, aufgehoben durch
Urteil des BayLSG vom 23.07.1998 â�� L 14 KG 73/97). Das Sozialgericht hat sich in
einem Ã¤hnlichen Fall eines Rentners (Art. 77 VO) auf die EuGH-Rechtsprechung zur
Familienbeihilfe fÃ¼r Waisen im Rahmen des Art.78 VO berufen, wonach es nicht
darauf ankomme, ob die Leistung fÃ¼r die Waise nach nationalem Recht als
Anspruch der Waise selbst oder als Anspruch eines Dritten ausgestaltet sei;
maÃ�gebend sei hier die Zweckrichtung der Leistung. Diese Rechtsprechung kann
nicht unbesehen und verallgemeinend auf Leistungen fÃ¼r Rentner zur
UnterstÃ¼tzung seiner unterhaltsberechtigten Kinder angewandt werden. Eine
Familienleistung, die eine dritte Person fÃ¼r das gleiche Kind bezieht, ist zwar
seiner Zielsetzung nach zur Verwendung fÃ¼r Rentner(fehlender Zusammenhang
mit dem Rentenbezug) zur Verwendung fÃ¼r das Kind dar (zur LÃ¶sung der
Anspruchskonkurrenzen sind Vorschriften auÃ�erhalb des Art.77 VO vorgesehen).

Besonders deutlich wird dies in einem von der Verordnung besonders geregelten
Fall, der nicht den Weg der "Gleichstellung" der Leistung unabhÃ¤ngig vom
Bezugsberechtigten nimmt, sondern zu einer anderen LÃ¶sung gelangt. Der Senat
gibt dem Sozialgericht auch insoweit eine Entscheidungsrichtlinie fÃ¼r den
mÃ¶glichen Fall vor, dass z.B. Y â�¦ oder die Ehefrau des KlÃ¤gers als
Arbeitnehmerin Familienleistungen fÃ¼r Sh â�¦ ab November 1993 bezogen haben.

Die einem Arbeitnehmer zu gewÃ¤hrenden Familienbeihilfen sind gegenÃ¼ber den
dem Rentner fÃ¼r das gleiche Kinde zu gewÃ¤hrenden Familienbeihilfen vorrangig.
Der Anspruch eines Rentners auf Zahlung von Beihilfe nach Art.77 VO wird
ausgesetzt, wenn fÃ¼r das Kind Anspruch auf Leistungen oder auf Familienbeihilfe
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nach den Rechtsvorschriften irgend eines Mitgliedstaates wegen AusÃ¼bung einer
ErwerbstÃ¤tigkeit besteht. In diesem Fall gelten die Kinder als FamilienangehÃ¶rige
eines Arbeitnehmers (Art.79 Abs.3 VO), d.h. sie werden (insoweit) nicht als Kinder
des Rentners behandelt. Die "Aussetzung" bewirkt lediglich, dass der Rentner nur in
HÃ¶he der Familienleistungen fÃ¼r Arbeitnehmer keine Zahlung beanspruchen
kann (EugH vom 06.03.1979 â�� 100/78 in SozR 6050 Art.79 Nr.2). Soweit die
Leistung fÃ¼r den Rentner hÃ¶her wÃ¤re, kann diese von ihm nach Art.77 VO
verlangt werden.

Mithin kann es unter UmstÃ¤nden sein, dass der KlÃ¤ger, falls er (wegen Bezugs
von Familienbeihilfe fÃ¼r Sh â�¦ durch einen Arbeitnehmer) keinen "Anspruch"
gegenÃ¼ber dem TrÃ¤ger des Spanischen Staates haben sollte, von der Beklagten
gemÃ¤Ã� Art.77 Abs.2 Buchstabe b Ziff.ii, Halbsatz 2 (Fall 2) VO das Kindergeld in
voller HÃ¶he fordern kÃ¶nnte, gemÃ¤Ã� Art.79 Abs.3 VO aber nur die Differenz zu
der dem Arbeitnehmer gewÃ¤hrten Beihilfe. Dieser Unterschiedsbetrag beruht auf
der speziellen Regelung des Art.79 Abs.3 VO und darf nicht mit der Regelung, wie
sie aufgrund der lÃ¼ckenfÃ¼llenden Rechtsprechung des EuGH zu Art.77 Abs.2
Buchst.b VO (Unterschiedsbetrag bei zwei fÃ¼r den Rentner selbst bestehenden
AnsprÃ¼chen auf Beihilfe) besteht, verwechselt werden.

Der Senat hat von dem Recht auf (teilweise) Aufhebung des Urteils und
ZurÃ¼ckverweisung des Rechtsstreits Gebrauch gemacht, weil der Sachverhalt
nÃ¤her aufzuklÃ¤ren ist und nach jetziger Sachlage lÃ¤nger dauernde Erhebungen
erforderlich sind, die auch in erster Instanz durchgefÃ¼hrt werden kÃ¶nnen, ohne
dass hierdurch die Prozessbeteiligten eine Rechtsmittelinstanz verlieren. Im
Ã�brigen sah der Senat die ZurÃ¼ckverweisung an Stelle der spÃ¤teren
Entscheidung nach eigenen lÃ¤ngeren Ermittlungen als angebracht an, um eine
deutliches Zeichen zu setzen, weil die Gefahr besteht, dass das Sozialgericht
NÃ¼rnberg eine groÃ�e Anzahl angeblich gleich gelagerter FÃ¤lle â�� in dessen
Urteil vom 22.02.1999 â�� S 9 KG 142/98 ZVW werden 100 Ã¤hnliche beim
Sozialgericht NÃ¼rnberg anhÃ¤ngige Verfahren angesprochen, davon sind nur zwei
in die Berufungsinstanz gelangt â�� unter Zugrundelegung unzutreffender
RechtsgrundsÃ¤tze und ohne die erforderlichen Ermittlungen entscheiden wird.

Die Entscheidung Ã¼ber die auÃ�ergerichtlichen Kosten bleibt dem Sozialgericht
vorbehalten.

GrÃ¼nde fÃ¼r die Zulassung der Revision gemÃ¤Ã� Â§ 160 Abs.2 Nrn. 1 und 2 SGG
sind nicht ersichtlich.

Erstellt am: 27.09.2003

Zuletzt verändert am: 22.12.2024
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